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Teil A  Sachsubstanzversicherung

Versicherungsschutz besteht nur, soweit dies vereinbart 
und im Versicherungsschein aufgeführt ist.

§ 1  Versicherbare Gefahrengruppen und Schäden
Jede der folgenden Gefahrengruppen ist nur versichert, 
wenn sie im Versicherungsschein als versicherte Gefahr 
ausgewiesen ist. Die Einigung über den Einschluss der 
jeweiligen Gefahrengruppe von Ziffer 1 bis 5 in den 
gebündelten Vertrag stellt jeweils einen rechtlich selb-
ständigen Vertrag dar. 

Der Einschluss der Gefahrengruppe unter Ziffer 6 (Unbe-
nannte Gefahren) ist nur in Verbindung mit den Gefah-
rengruppen unter Ziffer 1 bis 5 möglich und stellt deshalb 
auch keinen rechtlich selbständigen Vertrag dar. 

Sofern die Einigung über die Versicherung Unbenannter 
Gefahren (Ziffer 6) erfolgt, müssen generell die Gefahren 
Ziffer 1 bis Ziffer 6 versichert gelten. Es handelt sich dann 
um ein verbundenes Bedingungswerk.
Ziffer 1	 Feuer
Ziffer 2	 Leitungswasser
Ziffer 3	 Sturm
Ziffer 4 	 Elementar
Ziffer 5	 EC-Gefahren 
Ziffer 6 	 Unbenannte Gefahren 

1  Gefahrengruppe Feuer

1.1  Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch
a)	 Brand;
b)	 Blitzschlag;
c)	 Explosion;
d)	 �Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile 

oder seiner Ladung
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden 
kommen.

1.1.1  Brand
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungs
gemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und 
das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

1.1.2  Blitzschlag
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes 
auf Sachen.

Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden 
an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur ver-
sichert, wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem 
der Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden 
anderer Art entstanden sind. 

Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen 
als an elektrischen Einrichtungen und Geräten oder an 
Antennen stehen Schäden anderer Art gleich.

1.1.3  Explosion
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) 
liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen 
Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des 
Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behäl-
ters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine 
Explosion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so 
ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich. 
Schäden durch Unterdruck sind nicht versichert.

1.2  Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 
a)	 Erdbeben; 
b)	 Sengschäden; außer wenn diese dadurch verursacht 

wurden, dass sich eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 
1.1 verwirklicht hat;

c)	 Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch 
die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, 
sowie Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen 
Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck 
entstehen; 

d)	 Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch 
entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme 
zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausge-
setzt werden; dies gilt auch für Sachen, in denen oder 
durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt 
oder weitergeleitet wird.

e)	 sonstige Schäden durch Kurzschluss, Überstrom oder 
Überspannung.

Die Ausschlüsse gemäß Nr. 1.2 b) bis 1.2 e) gelten nicht 
für Schäden, die dadurch verursacht wurden, dass sich 
an anderen Sachen eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1.1 
verwirklicht hat.
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2  Gefahrengruppe Leitungswasser

2.1  Versicherte Gefahren und Schäden

2.1.1 � Bruchschäden innerhalb von Gebäuden – 
Leitungswasser 

Soweit Rohre bzw. Installationen gemäß a) und b) zu den 
versicherten Sachen gehören (siehe Teil A § 3 Versicherte 
Sachen), leistet der Versicherer Entschädigung für inner-
halb von Gebäuden eintretende
a)	 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an versi-

cherten Rohren
aa)	� der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 

und den damit verbundenen Schläuchen;
bb)	� der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie 

Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs
anlagen;

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, 
Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind.

b)	 frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend 
genannten versicherten Installationen:
aa)	� Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, 

Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, 
Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) 
sowie deren Anschlussschläuche,

bb)	� Heizkörper, Heizkessel, Boiler  
oder vergleichbare Teile von  
Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen.

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukör-
per, einschließlich der Bodenplatte.
Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach 
gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre 
und Installationen unterhalb der Bodenplatte 
(tragend oder nicht tragend) nicht versichert.

2.1.2  Bruchschäden außerhalb von Gebäuden
Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasserver-
sorgung oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, 
Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarhei-
zungsanlagen soweit
a)	 diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder 

Anlagen dienen und
b)	 die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück 

befinden und
c)	 der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

2.1.3  Nässeschäden
a)	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 

Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes 
Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen.

b)	 Das Leitungswasser muss ausgetreten sein aus
aa)	� Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitun-

gen) oder damit verbundenen Schläuchen;
bb)	� mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung ver-

bundenen sonstigen Einrichtungen oder deren 
wasserführenden Teilen;

cc)		� Einrichtungen der Warmwasser- oder 
Dampfheizung;

dd)	� Klima- Wärmepumpen oder 
olarheizungsanlagen;

ee)	� Wasserbetten, Aquarien, Schwimmbecken, 
Springbrunnen, Teichen, Tischbrunnen, 
Wasserbecken. 

c)	 Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie 
Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich.

2.2  Nicht versicherte Schäden
a)	 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch
aa)	� Regenwasser aus Fallrohren;
bb)	� Plansch- oder Reinigungswasser;
cc)		� Schwamm;
dd)	� Grundwasser, stehendes oder  

fließendes Gewässer, Überschwemmung oder 
Witterungsniederschläge oder einen durch diese 
Ursachen hervorgerufenen Rückstau;

ee)	� Erdbeben;
ff)		� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 

Leitungswasser nach Nr. 2.1.3 die Erdsenkung 
oder den Erdrutsch verursacht hat;

gg)		� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung;

hh)	� Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder 
ähnlich mobilen Behältnissen;

ii)		� Flüssigkeiten aus ortsfesten 
Wasserlöschanlagen;

jj)		� Beseitigung von Verstopfungen.
b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

Schäden an
aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäu-
den oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen;
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bb)	� Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt 
oder montiert sind oder deren Probelauf noch 
nicht erfolgreich abgeschlossen ist 
(Montageobjekte);

cc)	 ortsfesten Wasserlöschanlagen.

3  Gefahrengruppe Sturm 

3.1  Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen
a)	 durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 

Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden;

b)	 dadurch, dass ein Sturm oder  
Hagel Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegen-
stände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden, wirft;

c)	 als Folge eines Schadens nach a) oder b) an 
versicherten Sachen;

d)	 durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 
Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten 
Gebäude oder Gebäuden, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, baulich verbunden sind;

e)	 dadurch, dass ein Sturm oder  
Hagel Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegen-
stände auf Gebäude wirft, die mit dem versicherten 
Gebäude oder Gebäuden, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, baulich verbunden sind.

3.1.1  Sturm 
Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-
destens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindig-
keit mindestens 63 km/Stunde).

Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, 
so wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass
a)	 die Luftbewegung in der Umgebung des Versiche-

rungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in einwand-
freiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat, oder dass

b)	 der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des 
versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem 
sich die versicherten Sachen befunden haben, oder 
mit diesem Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, 
nur durch Sturm entstanden sein kann.

3.1.2  Hagel
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von 
Eiskörnern.

3.2  Nicht versicherte Schäden
a)	 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch 
aa)	� Sturmflut; 
bb)	� Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 

Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlos-
sene Fenster, Außentüren oder andere Öffnun-
gen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch 
Sturm oder Hagel entstanden sind und einen 
Gebäudeschaden darstellen;

cc)		� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder 
Ladung; 

dd)	� Lawinen;
ee)	� Erdbeben.

b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
Schäden an
aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäu-
den oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen;

bb)	� im Freien befindlichen beweglichen Sachen; 
cc)		� Sachen, die an der Außenseite des Gebäudes 

angebracht sind (wie Schilder, Leuchtröhrenan-
lagen, Markisen, Blendläden, Antennenanlagen), 
elektrische Freileitungen, einschließlich Ständer 
und Masten sowie Einfriedungen;

dd)	� Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt 
oder montiert sind oder deren Probelauf noch 
nicht erfolgreich abgeschlossen ist (Montageob-
jekte).

4  Gefahrengruppe Elementar

4.1  Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 
a)	 Überschwemmung, Rückstau 
b)	 Erdbeben 
c)	 Erdsenkung, Erdrutsch 
d)	 Schneedruck, Lawinen 
e)	 Vulkanausbruch 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden 
kommen.
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4.1.1  Überschwemmung, Rückstau
a)	 Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und 

Bodens des  
Versicherungsgrundstücks mit erheblichen Mengen 
von Oberflächenwasser durch
aa)	� Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder 

fließenden) Gewässern,
bb)	� Witterungsniederschläge,
cc)		� Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche 

infolge von aa) oder bb).
b)	 Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von 

oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern 
oder durch Witterungsniederschläge bestimmungs-
widrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren 
oder damit verbundenen Einrichtungen in das 
Gebäude eindringt.

4.1.2  Erdbeben
a)	 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 

Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinnern ausgelöst wird.

b)	 Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass 
aa)	� die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens 

in der Umgebung des Versicherungsortes 
Schäden an Gebäuden im einwandfreien 
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat, oder 

bb)	� der Schaden wegen des einwandfreien Zustan-
des der versicherten Sachen nur durch ein 
Erdbeben entstanden sein kann.

4.1.3  Erdsenkung
Erdsenkung ist eine naturbedingte  
Absenkung des Erdbodens über naturbedingten 
Hohlräumen.

Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit oder 
Austrocknung.

4.1.4  Erdrutsch
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder 
Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen.

4.1.5  Schneedruck
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von  
Schnee- oder Eismassen.

4.1.6  Lawinen
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen einschließlich der bei ihrem Abgang 
verursachten Druckwelle.

4.1.7  Vulkanausbruch
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim 
Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, 
Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Mate-
rialien und Gasen.

4.2  Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind
a)	 Schäden an versicherten Gebäuden oder an Gebäu-

deteilen, die nicht bezugsfertig sind oder wegen 
Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht benutzbar sind;

b)	 Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder 
montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolg-
reich abgeschlossen ist (Montageobjekte);

c)	 – ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – 
Schäden durch
aa)	� Sturmflut;
bb)	� Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche 

gedrungen (siehe Nr. 4.1.1)

4.3  Wartezeit, Selbstbehalt
a)	 Der Versicherungsschutz für Schäden an versicherten 

Sachen nach 4.1.1 Überschwemmung, Rückstau sowie 
4.1.5 Schneedruck beginnt mit Ablauf von 1 Monat ab 
Versicherungsbeginn (Wartezeit). Es sei denn, dass 
nachweislich bei einem anderen Versicherer ein 
gleichartiger Versicherungsschutz bestanden hat und 
der beantragte Versicherungsschutz sich ohne Unter-
brechung unmittelbar anschließt.

b)	 Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

4.4  Kündigung
a)	 Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 

Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Versiche-
rung weiterer Elementarschäden in Textform kündi-
gen. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er 
bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss 
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

b)	 Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungs-
nehmer alle weiteren versicherten Gefahrengruppen 
gemäß Teil A § 1 innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt 
kündigen.  
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5  Gefahrengruppe EC-Gefahren

5.1 � Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 
a)	 Innere Unruhen
b)	 Böswillige Beschädigung
c)	 Streik, Aussperrung
d)	 Fahrzeuganprall 
e)	 Rauch
f)	 Überschalldruckwellen 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden 
kommen.

5.1.1  Innere Unruhen
Der Versicherer leistet abweichend von Teil A § 2 Nr. 2 Ent-
schädigung für versicherte Sachen, die unmittelbar durch 
Innere Unruhen zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen. 

Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht 
unerhebliche Teile der Bevölkerung in einer die öffentli-
che Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung 
geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen 
verüben. 

5.1.2  Böswillige Beschädigung 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die unmittelbar von betriebsfremden Personen 
durch böswillige Beschädigung zerstört oder beschädigt 
werden.

Böswillige Beschädigung ist jede vorsätzliche Zerstörung 
oder Beschädigung von versicherten Sachen.

Betriebsfremde Personen sind alle Personen, die nicht 
Betriebsangehörige oder fremde im Betrieb tätige 
Personen sind.

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden, 
a)	 die im Zusammenhang mit Einbruchdiebstahl 

entstehen, mit Ausnahme von Schäden an 
versicherten Gebäuden, 

b)	 durch Betriebsangehörige oder fremde im Betrieb 
tätige Personen,

c)	 �durch Graffitisprühungen an versicherten Sachen.

5.1.3  Streik, Aussperrung
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die unmittelbar durch Streik oder Aussperrung 
zerstört oder beschädigt werden oder im unmittelbaren 
Zusammenhang mit Streik oder Aussperrung abhanden 
kommen.

Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf 
ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer 
verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern.

Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete 
planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen 
Zahl von Arbeitnehmern. 

5.1.4  Fahrzeuganprall
Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von 
Schienen- oder Straßenfahrzeugen sowie deren Teile oder 
Ladungen mit versicherten Sachen oder Gebäuden, in 
denen sich versicherte Sachen befinden.

Nicht versichert sind 
a)	 Schäden, die von Fahrzeugen verursacht werden, die 

vom Versicherungsnehmer, dem Benutzer der versi-
cherten Gebäude oder deren Arbeitnehmer betrieben 
werden;

b)	 Schäden durch Verschleiß;
c)	 Schäden an Fahrzeugen;
d)	 Schäden an Zäunen, Straßen und Wegen;

5.1.5  Rauch
Ein Schaden durch Rauch liegt vor, wenn Rauch plötzlich 
bestimmungswidrig aus den am Grundstück, auf dem 
der Versicherungsort liegt, befindlichen Feuerungs-, Hei-
zungs-, Koch- oder Trockenanlagen ausgetreten ist und 
unmittelbar auf versicherte Sachen einwirkt. 

Nicht versichert sind Schäden, die durch die dauernde 
Einwirkung des Rauches entstehen.

5.1.6  Überschalldruckwellen
Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, 
wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die 
Schallgrenze durchflogen hat, und diese Druckwelle 
unmittelbar auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden, einwirkt.
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5.2  Nicht versicherte Schäden 
a)	 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch 
aa)	� Brand oder Explosion, es sei denn, der Brand 

oder die Explosion sind durch Innere Unruhen 
entstanden; 

bb)	� Erdbeben;
cc)		� Verfügung von hoher Hand. 

b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
Schäden an
aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäu-
den oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen 

bb)	� Sachen die noch nicht betriebsfertig aufgestellt 
oder montiert sind oder deren Probelauf noch 
nicht erfolgreich abgeschlossen ist (Montageob-
jekte) 

es sei denn, sie entstehen durch Brand oder Explosion 
infolge von Inneren Unruhen (siehe Nr. 5.1.1).

5.3 � Öffentlich-rechtliche Entschädigungsansprüche
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, 
als Schadenersatz auf Grund öffentlich-rechtlichen Ent-
schädigungsrechts beansprucht werden kann.

5.4  Besonderes Kündigungsrecht
Die versicherte Gefahrengruppe kann jederzeit gekündigt 
werden. Die Kündigung wird 1 Woche nach Zugang 
wirksam.

6  Gefahrengruppe Unbenannte Gefahren

6.1
Der Versicherer ersetzt die durch Zerstörung, Beschädi-
gung oder Abhandenkommen entstehenden Schäden an 
den versicherten Sachen, soweit diese während der Lauf-
zeit dieses Vertrages eintreten und auf ein plötzliches 
und unvorhergesehenes Ereignis zurückzuführen sind. 
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungs-
nehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig 
vorhergesehen haben noch mit der erforderlichen Sorg-
falt hätten vorhersehen und zumutbar abwenden 
können. Ein Schaden gilt als vorhersehbar, wenn der Ver-
sicherungsnehmer oder seine Repräsentanten die gem. 
vorangegangenem Satz erforderliche Sorgfalt grobfahr-
lässig oder vorsätzlich außer Acht lassen.

6.2
Als Sachschaden gilt eine nachteilige Veränderung der 
Sachsubstanz (Zerstörung oder Beschädigung). Eine Zer-
störung oder Beschädigung liegt nicht vor, soweit ein 
ursprünglich vorhandener Mangel offenkundig wird.

6.3 � Von der Versicherung ausgeschlossen sind ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen

6.3.1
versicherte Gefahren und Schäden, die in Teil A § 1, Ziffer 1 
bis 5 und den Zusätzlichen Einschlüssen gemäß § 5 b) 
aufgeführt sind.

6.3.2
Schäden durch oder im Zusammenhang mit Krieg, Inva-
sion, Kriegshandlungen oder kriegsähnlichen Operatio-
nen (ob mit oder ohne Kriegserklärung), Bürgerkrieg, 
Meuterei, Volksaufstand, Erhebung, Rebellion, Revolution, 
militärische oder widerrechtliche Machtergreifung, 
Kriegsrecht oder Belagerungszustand, hoheitliche Ein-
griffe oder behördliche Anordnungen.

Die Versicherung erstreckt sich weiterhin ohne Rücksicht 
auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch  
Terrorakte.

Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder 
Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, 
ethnischer oder ideologischer Ziele, die geeignet sind, 
Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der 
Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regie-
rung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu nehmen.

6.3.3
Schäden durch Kernenergie, radioaktive Strahlung;

6.3.4
Schäden an Sachen im Freien oder in offenen Gebäuden 
durch Regen, Hagel, Schnee, Sturm, Sand, Staub oder 
sonstige Witterungseinflüsse sowie Abhandenkommen;

6.3.5
Schäden an Bau- und Montageleistungen sowie durch 
Bau- und Montagearbeiten;

6.3.6
Schäden in Form von Inventurdifferenzen, durch 
Falschablage oder Falschsortierung jeglicher Art von 
Informationen;

6.3.7
Schäden, die in der Transportversicherung abgedeckt 
werden können;

6.3.8
Schäden durch Sturmflut sowie Grundwasser
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6.3.9
Schäden an Maschinen, technischen Anlagen, EDV-Anla-
gen, Datenträgern oder Daten, Mess-, Steuer- und Regel
anlagen, die entweder ohne äußere Einwirkung oder 
durch deren Bedienung, Wartung, Umbau oder Reparatur 
entstehen und zu mechanischen oder elektrischen 
Betriebsversagen oder Funktionsstörungen führen; ferner 
Betriebsschäden, Schäden infolge Kurzschluss, Über-
spannung, Induktion oder durch Ausführungsfehler;

6.3.10
Schäden durch natürliche oder mangelhafte Beschaffen-
heit, Alterung, Abnutzung, Verschleiß, Korrosion, Verderb, 
Geschmacks-, Farb-, Struktur- oder Oberflächenverände-
rung, Schrumpfen, Verdunsten, Gewichtsverlust, Verseu-
chung oder Vergiftung; jedoch sind mitversichert 
Schäden durch Verseuchung oder Vergiftung als Folge 
eines versicherten Ereignisses;

6.3.11
Schäden als Folge von Konstruktions-, Material-, 
Ausführungs- und Planungsfehlern;

6.3.12
Schäden durch künstliche Erdbewegungen;

6.3.13
Sachfolgeschäden an anderen versicherten Sachen aus 
den unter Ziffer 6.3.10 bis 6.3.12 genannten Ereignissen 
sind versichert, soweit die Schäden nicht selbst unter 
eine Ausschlussbestimmung fallen.

6.4 
�Von der Versicherung ausgeschlossen sind ferner:

6.4.1
Schäden durch Ausfall oder unzureichender Funktion von 
Klima-, Kühl- oder Heizungssystemen;

6.4.2
Schäden aufgrund einer Beeinträchtigung in der Funk-
tion, in der Verfügbarkeit, in der Gebrauchsmöglichkeit 
der im Zugang von Daten, Software oder Computerpro-
grammen;

6.4.3
Schäden an versicherten Sachen durch deren Herstel-
lung, Be- oder Verarbeitung sowie Reparatur;

6.4.4 
Schäden durch Ausfall der Wasser-, Gas-, Elektrizitäts- und 
sonstiger Energie- oder Treibstoffversorgung, verursacht 
durch ein Ereignis außerhalb der Versicherungsorte;

6.4.5
Schäden durch einfachen Diebstahl sowie Schäden 
durch Veruntreuung, Unterschlagung, Betrug oder 
Erpressung;

6.4.6
Schäden an Daten oder Software, insbesondere jede 
nachteilige Veränderung von Daten, Software oder Com-
puterprogrammen infolge eines Löschens, einer Korrum-
pierung oder einer Entstellung der ursprünglichen Struktur;

6.4.7
Schäden durch Reißen, Setzen, Schrumpfen oder Dehnen 
der versicherten Gebäude und Gebäudebestandteile;

6.4.8
Die unter Nr. 6.4.1 bis 6.4.7 genannten Schäden sind 
jedoch versichert, wenn sie die Folge eines versicherten 
Ereignisses sind;

6.4.9
Sachfolgeschäden an anderen versicherten Sachen aus 
den unter Nr. 6.4.3 bis 6.4.6 genannten Ereignissen sind 
jedoch versichert, soweit die Schäden nicht selbst unter 
eine Ausschlussbestimmung fallen.

§ 2  Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

1  Ausschluss Krieg
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion oder Aufstand. 

2 � Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Innere 
Unruhen. 

3  Ausschluss Kernenergie
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 3 � Versicherte Sachen 

1 � Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag 
bezeichneten 

a)	 	Gebäude und sonstigen Grundstücksbestandteile;
b)	 beweglichen Sachen.
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Daten und Programme sind keine Sachen. Die Entschädi-
gung hierfür richtet sich ausschließlich nach den Verein-
barungen über Daten und Programme.

2  Gebäude
Gebäude sind mit ihren Bestandteilen, aber ohne 
Zubehör versichert, soweit nicht etwas anderes verein-
bart ist.

3  Fremdes Eigentum 
Fremdes Eigentum ist nur versichert, soweit es seiner Art 
nach zu den versicherten Sachen gehört und dem Versi-
cherungsnehmer zur Benutzung in Obhut gegeben wurde 
und soweit nicht der Versicherungsnehmer nachweislich, 
insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, dass 
die fremden Sachen durch den Versicherungsnehmer 
nicht versichert zu werden brauchen.

4  Versicherte Interessen 
Die Versicherung gemäß Nr. 3 gilt für Rechnung des 
Eigentümers und des Versicherungsnehmers.

In den Fällen der Nr. 3 ist jedoch für die Höhe des 
Versicherungswertes nur das Interesse des Eigentümers 
maßgebend.

5  Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind, soweit nicht etwas anderes 
vereinbart ist:
a)	 Grund und Boden, Wald oder Gewässer;
b)	 Baubuden, Container, Zelte, Traglufthallen. 

§ 4  Daten und Programme

1  Schaden am Datenträger
Entschädigung für Daten und Programme gemäß Nr. 2 
wird nur geleistet, wenn der Verlust, die Veränderung oder 
die Nichtverfügbarkeit der Daten und Programme durch 
einen dem Grunde nach versicherten Schaden an dem 
Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare Infor-
mationen), auf dem die Daten und Programme gespei-
chert waren, verursacht wurde.

2 � Daten und Programme, die für die Grundfunktion 
einer versicherten Sache notwendig sind

Der Versicherer ersetzt die für die Grundfunktion einer 
versicherten Sache notwendigen Daten und Programme 
im Rahmen der Position, der die Sache zuzuordnen ist, für 
deren Grundfunktion die Daten und Programme erforder-
lich sind.

Für die Grundfunktion einer versicherten Sache notwen-
dige Daten und Programme sind System-Programmda-
ten aus Betriebssystemen oder damit gleichzusetzende 
Daten.

3  Ausschlüsse
a)	 Nicht versichert sind Daten und Programme, zu deren 

Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt 
ist, die nicht betriebsfertig oder nicht lauffähig sind 
oder die sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit 
befinden.

b)	 Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Umstände keine Entschädigung für Kosten, die 
zusätzlich entstehen, weil die versicherten Daten oder 
Programme durch Kopierschutz-, Zugriffsschutz- oder 
vergleichbare Vorkehrungen (z. B. Kopierschutzstecker  
oder Verschlüsselungsmaßnahmen) gesichert sind 
(z. B. Kosten für neuerlichen Lizenzerwerb).

§ 5  Versicherte Kosten und zusätzliche Einschlüsse

a)	 Versicherte Kosten
Die zusätzlich versicherten Kosten gelten nur  
versichert, wenn sie vereinbart und im Versicherungs-
schein ausgewiesen sind.

1  Aufräumungs- und Abbruchkosten 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen 
Aufwendungen für Aufräumungs- und Abbruchkosten.

Aufräumungs- und Abbruchkosten sind Aufwendungen, 
für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des 
Abbruchs stehen gebliebener Teile, für das Abfahren von 
Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablage-
rungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

2 � Bewegungs- und Schutzkosten 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Aufwen-
dungen für Bewegungs- und Schutzkosten.

Bewegungs- und Schutzkosten sind Aufwendungen, die 
dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung von versicherten Sachen, 
andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt 
werden müssen.
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Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Auf-
wendungen für De- oder Remontage von Maschinen, für 
Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudetei-
len oder für das Erweitern von Öffnungen.

�Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

3 � Mehrkosten infolge Preissteigerungen 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Aufwen-
dungen für Mehrkosten infolge Preissteigerungen.
1.	 �Ersetzt werden bis zu der hierfür vereinbarten Versi-

cherungssumme die tatsächlich entstandenen Mehr-
kosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt 
des Versicherungsfalles und der Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung.

2.	 �Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veran-
lasst, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang 
ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung entstanden wären.

3.	 Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignis-
sen, behördlichen Wiederaufbau- oder Betriebsbe-
schränkungen oder Kapitalmangel werden nicht 
ersetzt.

4.	 Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch 
die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum 
Neuwert ersetzt; dies gilt nicht bei beschädigten 
Sachen. Ist nach einer vertraglichen Wiederherstel-
lungsvereinbarung nur der Zeitwertschaden zu erstat-
ten, so werden die Mehrkosten nicht ersetzt.

5.	 Besteht Unterversicherung für eine vom Schaden 
betroffene Position, für welche die Mehrkosten durch 
Preissteigerungen nach Nr. 1 versichert sind, so wird 
der nach Nr. 2 bis Nr. 4 ermittelte Betrag nur anteilig 
ersetzt.

4  Sachverständigenkosten 
Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden 
25.000 EUR, so ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür 
vereinbarten Versicherungssumme von den nach den 
dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen durch den Versicherungs
nehmer zu tragenden Kosten des Sachverständigen
verfahren den vereinbarten Anteil.

5  Erweiterte Bewegungs- und Schutzkosten 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Aufwen-
dungen für erweiterte Bewegungs- und Schutzkosten.

Versichert sind Bewegungs- und Schutzkosten, die der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von Sachen 
dienen, welche durch einen anderen Vertrag gegen 
dieselbe Gefahr versichert sind.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

6  Mehrkosten durch Technologiefortschritt 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles entstandenen Mehrkos-
ten infolge Preissteigerungen
1.	 �Ersetzt werden bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag 

die tatsächlich entstandenen Mehrkosten für die Wie-
derbeschaffung oder Wiederherstellung der versicher-
ten und vom Schaden betroffenen Sachen, wenn die 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache 
in derselben Art und Güte infolge Technologiefort-
schrittes nicht möglich ist. Maßgebend ist der Betrag, 
der für ein Ersatzgut aufzuwenden ist, das der vom 
Schaden betroffenen Sache in Art und Güte möglichst 
nahe kommt.

2.	 Entschädigung wird nicht geleistet für Mehrkosten 
durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkun-
gen und -auflagen.

3.	 Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch 
die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes zum 
Neuwert ersetzt.

4.	 Ist die Versicherungssumme einer vom Schaden 
betroffenen Position, für welche die Mehrkosten durch 
Technologiefortschritt versichert sind, niedriger als der 
Versicherungswert (Unterversicherung), so wird der 
nach Nr. 2 bis Nr. 3 ermittelte Betrag nur im Verhältnis 
der Versicherungssumme zum Versicherungswert 
ersetzt.

7 � Kosten für Hotel oder sonstige ähnliche 
Unterbringung im Schadenfall 

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles entstehenden Kosten 
für Hotel oder sonstige ähnliche Unterbringung, wenn die 
eigen genutzte Wohnung durch ein versichertes Scha-
denereignis unbewohnbar wurde und/oder die Nutzung 
von Teilen der Wohnung unzumutbar ist. 

Anfallende Nebenkosten (z. B. für Frühstück, Telefon etc.) 
werden nicht erstattet. Eine Entschädigung wird nur 
dann fällig, sofern aus keinem anderen Versicherungsver-
trag Ersatz erlangt werden kann.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag und 
die vereinbarte Dauer begrenzt. 
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8 � Mietverlust 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer den infolge 
eines Versicherungsfalles entstehenden Mietausfall
a)	 der Mietausfall, der dadurch entsteht, dass der Mieter 

infolge eines Versicherungsfalles gemäß der versicher-
ten Gefahren kraft Gesetzes oder nach dem Mietver-
trag berechtigt ist, die Zahlung der Miete ganz oder 
teilweise zu verweigern; 

b)	 der Nutzungsausfall in Höhe des ortsüblichen Miet-
wertes der Räume, die der Versicherungsnehmer 
selbst nutzt oder unentgeltlich Dritten überlassen hat 
und die infolge eines Versicherungsfalles unbenutzbar 
geworden sind, falls dem Versicherungsnehmer die 
Beschränkung auf etwa benutzbar gebliebene Räume 
nicht zugemutet werden kann;

c)	 etwaige fortlaufende Nebenkosten. 

Für Gebäude oder Räume, die z. Zt. des Eintritts des Ver-
sicherungsfalles nicht vermietet waren, wird Mietausfall 
ersetzt, sofern Vermietung zu einem späteren, in der Wie-
derherstellungszeit liegenden Termin nachgewiesen wird. 

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

9 � Verkehrsicherungsmaßnahmen 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles erforderlichen Aufwen-
dungen zur Beseitigung einer Gefahr, die durch den Ein-
tritt des Versicherungsfalles innerhalb oder außerhalb 
des Versicherungsortes entstanden ist, sofern er zu deren 
Beseitigung auf Grund rechtlicher Vorschriften verpflich-
tet ist. 

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt

10 � Mehrkosten durch behördliche Wiederher-
stellungsbeschränkungen (ohne Restwerte) 

1.	 Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles entstehenden Mehr-
kosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbe-
schränkungen.

2.	 �Ersetzt werden bis zu der hierfür vereinbarten Versiche-
rungssumme die tatsächlich entstandenen Mehrkos-
ten für die Wiederherstellung der versicherten und vom 
Schaden betroffenen Sache durch behördliche Aufla-
gen auf der Grundlage bereits vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erlassener Gesetze und Verordnungen. 
Soweit behördliche Auflagen mit Fristsetzung vor Ein-
tritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, sind die 
dadurch entstehenden Mehrkosten nicht versichert.

3.	 Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass infolge 
behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen 
Reste der versicherten und vom Schaden betroffenen 
Sache nicht wiederverwertet werden können, sind 
nicht versichert.

4.	 Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom 
Schaden betroffenen Sache auf Grund behördlicher 
Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer 
Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem 
Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wiederherstel-
lung an bisheriger Stelle entstanden wären.

5.	 Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch 
entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch 
Beschränkungen der vorgenannten Art verzögert, 
werden nur dann ersetzt, sofern für die vom Schaden 
betroffenen Sachen Mehrkosten infolge Preissteige-
rungen nach § 5 Nr. 3 vereinbart ist. 

6.	 Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch 
die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes zum 
Neuwert ersetzt. Ist nach einer vertraglichen Wieder-
herstellungsvereinbarung nur der Zeitwertschaden zu 
erstatten, so werden die Mehrkosten nicht ersetzt.

7.	 Besteht Unterversicherung für eine vom Schaden 
betroffene Position, für welche Mehrkosten durch 
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen ver-
sichert sind, so wird der nach Nr. 2 bis Nr. 6 ermittelte 
Betrag nur anteilig ersetzt.

8.	 �Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag 
wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbst-
behalt gekürzt. Soweit ein Ersatzanspruch gegenüber 
einem Dritten entsteht, verpflichtet sich der Versiche-
rungsnehmer, diesen in Höhe des fällig werdenden 
Mehrbetrages an den Versicherer abzutreten.

11  Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte
Soweit dies vereinbart ist, sind versichert:
1.	� Kosten für die Beseitigung von Schäden an Gebäude-

bestandteilen (ausgenommen Schaufensterscheiben) 
eines versicherten Gebäudes, wenn die Schäden 
dadurch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter
a)	 in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder 

mittels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge 
eingedrungen ist;

b)	 versucht, durch eine Handlung gem. Nr. 1 a) in ein 
versichertes Gebäude einzudringen.

2.	� Kosten für einen erforderlichen Notverschluss sofern 
sich ein Tatbestand gemäß Nr. 1 verwirklicht hat.

3.	� Schäden, die der Täter an den versicherten Gebäuden 
von außen verursacht hat, sind nur versichert, soweit 
sie die Folge einer Handlung gem. Nr.1 sind.
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4.	� Nicht versichert sind Kosten, soweit dafür aus einer 
bestehenden speziellen Versicherung Entschädigung 
beansprucht werden kann.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

12  Zur Gefahrengruppe Feuer

12.1  Feuerlöschkosten 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Aufwen-
dungen für Feuerlöschkosten.

Feuerlöschkosten sind Aufwendungen, die der Versiche-
rungsnehmer zur Brandbekämpfung für geboten halten 
durfte, einschließlich der Kosten für Leistungen der Feuer-
wehr oder anderer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleis-
tung verpflichteter Institutionen, soweit diese nicht nach 
den Bestimmungen über die Aufwendungen zur Abwen-
dung und Minderung des Schadens zu ersetzen sind. 

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

12.2  Kosten für die Dekontamination von Erdreich 
1.	� Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zu 

der hierfür vereinbarten Versicherungssumme Kosten, 
die der Versicherungsnehmer auf Grund behördlicher 
Anordnungen infolge einer Kontamination durch einen 
Versicherungsfall aufwenden muss, um
a)	 Erdreich von eigenen oder gepachteten 

Versicherungsgrundstücken innerhalb der Bundes
republik Deutschland zu untersuchen und nötigen-
falls zu dekontaminieren oder auszutauschen;

b)	 den Aushub in die nächstgelegene geeignete 
Deponie zu transportieren und dort abzulagern 
oder zu vernichten;

c)	 insoweit den Zustand des Versicherungsgrundstü-
ckes vor Eintritt des Versicherungsfalles wiederher-
zustellen.

2.	� Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, 
sofern die behördlichen Anordnungen
a)	 auf Grund von Gesetzen oder Verordnungen ergan-

gen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalles 
erlassen wurden;

b)	 eine Kontamination betreffen, die nachweislich 
infolge dieses Versicherungsfalles entstanden ist;

c)	 innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versi-
cherungsfalles ergangen sind und dem Versicherer 
ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von 
drei Monaten seit Kenntniserhalt gemeldet wurden.

3.	� Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende 
Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur 
Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung 
der bestehenden Kontamination erforderlichen 
Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob und wann dieser Betrag ohne den Versicherungs-
fall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht zu 
ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sach-
verständige festgestellt.

4.	� Aufwendungen auf Grund sonstiger behördlicher 
Anordnungen oder auf Grund sonstiger Verpflichtun-
gen des Versicherungsnehmers einschließlich der so 
genannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.

5.	� Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer aus einem anderen Versicherungs-
vertrag Ersatz beanspruchen kann.

6.	� Für Aufwendungen gemäß Nr. 1 durch Versicherungs-
fälle, die innerhalb eines Versicherungsjahres eintre-
ten, ist Entschädigungsgrenze die Versicherungs-
summe als Jahreshöchstentschädigung.

7.	� Der gemäß Nr. 1 bis Nr. 6 als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

8.	� Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als 
Aufräumungskosten gemäß Teil A § 5 Nr. 1.

12.3 � Freiwillige Zuwendung Brandhelfer
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles freiwillig erbrachten 
Zuwendungen an Brandhelfer. 

�Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt. 

13  Zur Gefahrengruppe Leitungswasser 

13.1  Wasserverlust und Gasverlust
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer Aufwen-
dungen, die dadurch entstehen, dass infolge eines Ver-
sicherungsfalles gemäß § 1 Ziffer 2 Leitungswasser oder 
Gas austritt und der Mehrverbrauch durch das Versor-
gungsunternehmen in Rechnung gestellt wird. 

�Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

13.2  Rohrverstopfung
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
Kosten für die Beseitigung der Rohrverstopfung an 
Abflussrohren der Sanitäreinrichtung sowie Bodenabläu-
fen, im Rahmen eines ersatzpflichtigen Nässeschadens 
nach § 1 Ziffer 2.1.3 b) aa) oder bb). 
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Die Entschädigung wird nicht geleistet, sofern die Rohr-
verstopfung ohne fachmännische Hilfe zu beseitigen ist, 
bereits vor Vertragsbeginn vorhanden war oder die 
Ursache der Rohrverstopfung außerhalb des Versiche-
rungsortes liegt.

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den 
vereinbarten Betrag begrenzt. 

14  Zur Gefahrengruppe Sturm und Feuer

14.1 � Aufräumungskosten für die Beseitigung 
umgestürzter/abgeknickter Bäume

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die not-
wendigen Kosten für das Entfernen, den Abtransport und 
die Beseitigung durch Sturm (§ 1 Ziffer 3.1.1) oder Blitz-
schlag (§ 1 Ziffer 1.1.2) umgestürzter oder abgeknickter 
Bäume des Versicherungsgrundstückes, sofern der Ver-
sicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt. 

Abgeknickte/abgebrochene Äste sowie bereits abgestor-
bene Bäume fallen nicht unter den Versicherungsschutz.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt. 

15  Umweltfreundliche Maßnahmen (Öko-Klausel)
Soweit vereinbart ersetzt der Versicherer im Schadenfall 
nachstehende Kosten:
1.	 Werden durch einen Versicherungsfall versicherte 

Gebäude oder Gebäudeteile zerstört oder beschädigt, 
ersetzt der Versicherer im Rahmen der hierfür verein-
barten Höchstentschädigung die Mehrkosten für 
umweltfreundliche Maßnahmen an den versicherten 
und vom Versicherungsfall betroffenen Sachen.

2.	 Als umweltfreundliche Maßnahmen gelten: Nutzung 
biologisch unbedenklicher Baustoffe, Wärmedäm-
mung, Umstieg auf die Nutzung regenerativer oder 
alternativer Energien sowie die Installation intelligen-
ter Heizsysteme.

3.	 Entschädigt werden Mehrkosten, die über eine ver-
gleichbare Wiederherstellung ohne Berücksichtigung 
der umweltfreundlichen Maßnahmen hinaus anfallen. 
Die verwendeten Baustoffe müssen nachweisbar öko-
logisch sein.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

16  Regie- und Verwaltungskosten
Ab einer ermittelten Schadenhöhe von 25.000 Euro 
gelten nachgewiesene Regiekosten mitversichert. 

Regiekosten sind Kosten welche zur Schadenermittlung, 
Schadenfeststellung und Schadenbegleitung nachweis-
lich notwendig und den Umständen nach geboten sind. 

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

17  Rückreisekosten
Der Versicherer ersetzt den Mehraufwand für Fahrtkosten, 
wenn der Versicherungsnehmer wegen eines erheblichen 
Versicherungsfalls vorzeitig eine Urlaubsreise abbricht, um 
an den Schadenort (Versicherungsort) zu reisen. 

Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden vor-
aussichtlich 25.000 EUR übersteigt und die Anwesenheit des 
Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig macht. 

Der Versicherer ersetzt die dem Versicherungsnehmer 
entstehenden Rückreisekosten, wenn er sich zum Zeit-
punkt des Eintritts des Versicherungsfalles auf einer 
Urlaubs- oder Geschäftsreise befindet. 

Ersetzt werden die Aufwendungen für 
a)	 die Bahnfahrt in der 1. Klasse einschließlich Zuschläge 

sowie nachgewiesene Kosten für Taxifahrten zum und 
vom nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsmittel. 
Entschädigung wird geleistet, sofern die Entfernung 
zwischen Aufenthalts- und Schadenort mindestens 
100 km beträgt; 

b)	 einen Linienflug in der Economy-Klasse, sofern der 
Schadenort mehr als 1.000 km Luftlinie von dem Auf-
enthaltsort des Versicherungsnehmers entfernt ist, 
sowie nachgewiesene Kosten für Taxifahrten zum und 
vom nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsmittel. 

c)	 Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

18  Mehrkosten für den barrierefreien Wiederaufbau
�Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer im 
Schadenfall nachstehende Kosten:
1.	 Werden durch einen Versicherungsfall versicherte 

Gebäude oder Gebäudeteile zerstört oder beschädigt, 
ersetzt der Versicherer die notwendigen Mehrkosten 
für den alters- oder behindertengerechten Wiederauf-
bau der vom Schaden betroffenen Sachen, sofern der 
Schaden 25.000 EUR übersteigt.

2.	 Als alters- oder behindertengerechte Installationen 
und Baumaßnahmen gelten der Abbau von Schwellen, 
das Schaffen von barrierefreien Zugängen, das not-
wendige Versetzen von Wänden und Durchgängen 
sowie die notwendige Anpassung der sanitären Ein-
richtungen.
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3.	 Entschädigt werden Mehrkosten, die für eine ver-
gleichbare Wiederherstellung ohne Berücksichtigung 
der alters- oder behindertengerechte Installationen 
und Baumaßnahmen anfallen.

4.	 Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

19  Mietkosten für Ersatzgeräte/Provisorien 
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
anfallenden Mietkosten für den Zeitraum einer Reparatur 
bzw. bis zum Austausch der durch den Versicherungsfall 
nach § 1 Ziffer 1-6 beschädigten, elektronischen und elek-
trischen Gebäudetechnik, wie z. B. Gegensprechanlagen, 
Alarm- und Brandmeldeanlagen, Heizungs- und Wasser-
aufbereitungsanlagen.

Die versicherten Mietkosten werden ersetzt, soweit der 
Versicherungsnehmer für die Gebäudetechnik die Gefahr 
trägt.

Die Entschädigung ist auf die im Versicherungsschein 
angegebene Dauer und den genannten Betrag begrenzt.

b)	� Zusätzliche Einschlüsse

Die zusätzlichen Einschlüsse gelten nur sofern 
vereinbart und für die jeweils beantragte 
Gefahrengruppe. 

1  Versicherungsbeginn für Neubauten 
Für Neubauten beginnt der Versicherungsschutz gegen 
Schäden durch die unter die Gefahrengruppen Leitungs-
wasser, Sturm oder Erweiterte Elementargefahren fal-
lende Schadenereignisse, wenn das Gebäude allseitig 
umschlossen ist, d. h., dass das Dach vollständig gedeckt, 
alle Fenster und Türen verglast und eingebaut sind.

Leitungswasserschäden durch Frost (Gefahrengruppe 
Leitungswasser) sind von dem Versicherungsschutz aus-
geschlossen, solange das Gebäude noch nicht bezugs-
fertig ist.

Für Schadenereignisse, die den Gefahrengruppen EC 
oder Unbenannte Gefahren zuzuordnen sind, besteht 
Versicherungsschutz ab Bezugsfertigkeit.

Die vorgenannte Regelung kommt nur dann zum Tragen, 
wenn Versicherungsschutz für die genannten Gefahren-
gruppen vereinbart wurde.

2 � Neu hinzukommende Betriebsgrundstücke
Soweit dies vereinbart ist, gelten neu hinzukommende 
Betriebsgrundstücke  
im Rahmen des bestehenden Vertrages mitversichert.
1.	 Als Versicherungsort gelten innerhalb der Bundesre-

publik Deutschland ohne besondere Anmeldung auch 
neu hinzukommende Betriebsgrundstücke mit
versichert. Die Entschädigung ist jedoch je Grund-
stück und Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt.

2.	 Der Versicherungsschutz für versicherte Sachen 
beginnt, sobald sich diese am neu hinzukommenden 
Betriebsgrundstück befinden und erlischt automa-
tisch nach 3 Monaten, sofern keine einzelvertragliche 
Vertragsanpassung erfolgt. Die Entschädigung ist 
jedoch je Grundstück und Versicherungsfall auf den 
vereinbarten Betrag begrenzt. 

3.	 Bei nicht ausreichender Versicherungssumme ist Teil A 
§ 8 Nr. 5 (Unterversicherung) anzuwenden.

4.	 Die Prämie ändert sich entsprechend der Gefahren-
lage bei den neu hinzukommenden Betriebsgrund
stücken. Der als entschädigungspflichtig errechnete 
Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt.

3 � Schäden durch radioaktive Isotope 
Soweit dies vereinbart ist, sind in die Versicherung 
Schäden an den versicherten Sachen eingeschlossen, die 
als Folge eines unter die Versicherung fallenden Scha-
denereignisses durch auf dem Versicherungsgrundstück 
betriebsbedingt vorhandene oder verwendete radioak-
tive Isotope entstehen, insbesondere Schäden durch 
Kontamination und Aktivierung. Dies gilt nicht für radio-
aktive Isotope von Kernreaktoren.

Kosten für Abbruch, Aufräumung, Abfuhr und Isolierung 
radioaktiv verseuchter Sachen infolge eines Versiche-
rungsfalles nach Abs. 1 werden nur ersetzt, soweit dies 
besonders vereinbart ist und soweit die Maßnahmen 
gesetzlich geboten sind.

4 � Zur Gefahrengruppe Feuer 

4.1 � Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und 
ähnlichen Erhitzungsanlagen sowie an deren Inhalt 

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer 
1.	 Brandschäden an versicherten Räucher-, Trocknungs- 

und sonstigen ähnlichen Erhitzungsanlagen sowie an 
dem versicherten Inhalt von Räucher-, Trocknungs- 
und sonstigen ähnlichen Erhitzungsanlagen sind bis 
zu der vereinbarten Entschädigungsgrenze auch dann 
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zu ersetzen, wenn der Brand innerhalb der Anlagen 
ausgebrochen ist.

2.	 Erhöht sich die Anzahl der Anlagen oder ändert sich 
deren Art, so hat der Versicherungsnehmer dies dem 
Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

3.	 �Räucheranlagen müssen so eingerichtet sein, dass 
herabfallendes Räuchergut sich nicht am Räucher-
feuer entzünden kann.

4.2 � Überspannungsschäden durch Blitz 
1.	 Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch 

Schäden, die an den versicherten Sachen durch Über-
spannung infolge eines Blitzes oder durch sonstige 
atmosphärisch bedingte Elektrizität entstehen.

2.	 Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der 
Versicherungsnehmer aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.

3.	 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den 
vereinbarten Betrag begrenzt.

4.	 Der gemäß Nr. 1 und Nr. 2 als entschädigungspflichtig 
errechneter Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

4.3  Implosion 
Soweit dies vereinbart ist, leistet der Versicherer Entschä-
digung für versicherte Sachen, die durch Implosion zer-
stört oder beschädigt worden sind. Implosion ist die 
schlagartige Zertrümmerung eines Hohlkörpers durch 
äußeren Gasüberdruck.

4.4  Grundstücksbepflanzungen 
Soweit dies vereinbart ist, sind Schäden an Grundstücks-
bepflanzungen, für die der Versicherungsnehmer die 
Gefahr trägt und die sich vor einem Schadenereignis im 
ordnungsgemäßen Zustand befanden, einschließlich der 
Rekultivierungskosten mitversichert, wenn sie Folge eines 
am Gebäude eingetretenen ersatzpflichtigen Feuerscha-
dens sind.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt. 

4.5  Nutzwärmeschäden 
�Soweit dies vereinbart ist, sind auch Brandschäden, die 
an versicherten Sachen dadurch entstehen, dass sie 
einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder 
zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden, versichert. 
Dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutz-
feuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet 
wird.

4.6 � Feuer-Rohbauversicherung 
Antragsgemäß sind das Gebäude und die zu seiner 
Errichtung notwendigen, auf dem Baugrundstück befind-
lichen Baustoffe und Bauteile während der Zeit des Roh-
baues bis zur bezugsfertigen Herstellung versichert, 
längstens für den vereinbarten Zeitraum.

Die Aufnahme eines Betriebes, gleich welcher Art und 
welchen Umfanges, gilt als anzeigepflichtige Gefahrerhö-
hung im Sinne des Teil D Allgemeiner Teil § 10. 

4.7 � Blindgänger (Munition/Bomben)
Abweichend den zugrunde liegenden Bedingungen sind 
Schäden durch unentdecktes Vorhandensein konventio-
neller Kampfmittel des 1. und des 2. Weltkrieges mitver-
sichert. Versicherungsschutz besteht für Brand- und 
Explosionsschäden, die bei dem Versuch der Entfernung 
dieser Kampfmittel bzw. durch sonstige Ereignisse ent-
stehen.

5 � Zur Gefahrengruppe Leitungswasser 

5.1 � Sonstige Bruchschäden an Rohren von 
Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen

Soweit dies vereinbart ist, sind auch Rohre von Wasser-
lösch- oder Berieselungsanlagen versichert, soweit der 
Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt.

5.2 � Bestimmungswidriger Wasseraustritt aus 
Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen

1.	� Soweit dies vereinbart ist, leistet der Versicherer 
abweichend von Teil A § 1 Nr. 2 Ziffer 2.2 a) ii) Gebäude 
ABBGG 2008 Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Wasserlöschanlagen-Leckage zerstört oder 
beschädigt werden oder abhanden kommen.

2.	� Wasserlöschanlagen-Leckage ist das bestimmungs-
widrige Austreten von Wasser oder auf Wasser basie-
renden Flüssigkeiten aus einer ortsfesten Wasser-
löschanlage am Versicherungsort.

	� Zu Wasserlöschanlagen gehören Sprinkler, Wasserbe-
hälter, Verteilerleitungen, Ventile, Alarmanlagen, Pum-
penanlagen, sonstige Armaturen und Zuleitungsrohre, 
die ausschließlich dem Betrieb der Wasserlöschanlage 
dienen.

3.	� Innerhalb von Gebäuden sind Schäden durch
a)	 Rohrbruch oder Frost an den versicherten Zu- oder 

Ableitungsrohren der Wasserlöschanlagen; 
b)	 Frost an den sonstigen versicherten Einrichtungen 

dieser Anlagen mitversichert.
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	� Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte 
Baukörper, einschließlich der Bodenplatte. Soweit 
nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Ins-
tallationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder 
nicht tragend) nicht versichert.

4.	� Nicht versicherte Schäden
a)	 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 

mitwirkende Ursachen Schäden durch
aa)	� Druckproben;
bb)	� Umbauten oder Reparaturarbeiten an 

Gebäuden oder an der Wasserlöschanlage;
cc)		�  Schwamm; 
dd)	� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 

Wasserlöschanlagen-Leckage die Erdsen-
kung oder den Erdrutsch verursacht hat

ee)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges seiner Teile oder 
seiner Ladung;

ff)		� Erdbeben.
b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

Schäden an
aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen 
Gebäuden befindlichen Sachen,

bb)	� Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufge-
stellt oder montiert sind oder deren Probelauf 
noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist 
(Montageobjekte).

5.	� Wasserlöschanlagen gemäß Nr. 2 sind von der Techni-
schen Prüfstelle der VdS Schadenverhütung GmbH 
oder von einer gleichermaßen qualifizierten Prüfstelle 
abgenommen und werden regelmäßig durch eine von 
den Versicherern anerkannte Überwachungsstelle 
überprüft. Im Übrigen gelten Nr. 3 und Nr. 4 der Verein-
barung „Brandschutzanlagen“ gemäß Klausel 3610 
Teil E Optionale Klauseln.

6.	� Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten 
von Nr. 5 ergeben sich aus Teil D Allgemeiner Teil §§ 9, 
10 ABBGG 2008.

7.	� Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die 
vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt.

5.3 � Austausch von Wasserhähnen, Armaturen, 
Geruchsverschlüssen und Wassermessern 

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Aufwen-
dungen für den Austausch von Wasserhähnen, Armatu-
ren, Geruchsverschlüssen und Wassermessern, für die der 
VN die Gefahr trägt, infolge eines Rohrbruches. 

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

5.4 � Bestimmungswidriger Wasseraustritt aus 
Regenabflussrohren 

Soweit dies vereinbart ist, gilt als Leitungswasser auch 
Wasser, das aus Regenabflußrohren, die innerhalb von 
Gebäude verlegt sind, bestimmungswidrig ausgetreten ist.

Nicht versichert gelten Schäden durch Wasser, das aus 
Regenrinnen oder außen am Gebäude verlaufenden 
Regenabflußrohren ausgetreten ist.

5.5 � Bruch- und Frostschäden an sonstigen Rohren
Soweit dies vereinbart ist, sind mitversichert, 
Aufwendungen für Bruch- und Frostschäden an
1.	 �Zuleitungsrohre der Wasserversorgung,  

der Warmwasser- oder Klima-, Wärmepumpen- oder 
Solarheizungsanlagen außerhalb versicherter 
Gebäude 
	• soweit diese Rohre auf dem Versicherungsort 

verlegt sind, jedoch nicht der Versorgung versicher-
ter Gebäude oder versicherter Anlagen dienen und 
soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr 
trägt.

	• soweit diese Rohre außerhalb des Versicherungs-
ortes verlegt sind, jedoch der Versorgung versicher-
ter Gebäude oder versicherter Anlagen dienen und 
soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr 
trägt.

2.	 Ableitungsrohre innerhalb und außerhalb des 
Versicherungsgrundstückes.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

5.6 � Bruchschäden an innenliegenden Regenab
flussrohren

In Erweiterung von § 1 Nr. 2 sind auch Frost- und sonstige 
Bruchschäden an Regenabflussrohren, die innerhalb von 
Gebäuden verlegt sind, mitversichert, soweit der Versi-
cherungsnehmer dafür die Gefahr trägt.

Vom Versicherungsschutz ausgenommen sind Regenrinnen 
und außen am Gebäude verlaufende Regenabflussrohre. 

5.7 � Bruchschäden an im Gebäude verlegten Gas
zuleitungen

Soweit dies vereinbart ist, sind mitversichert, Aufwendun-
gen für Bruchschäden an den im Gebäude verlegten 
Gaszuleitungen, welche der Versorgung des versicherten 
Gebäudes dienen.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.
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6  Zur Gefahrengruppe EC

6.1  Schäden durch Graffiti
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die 
Kosten für die Beseitigung von Verschmutzungen an den 
versicherten Sachen durch von Dritten mut- oder böswil-
lig aufgebrachte Farbmalereien (Graffiti).

Nicht versichert sind bei Graffitischäden 
	• Kosten für die Beseitigung von Graffiti, das bereits vor 

Vertragsbeginn vorhanden war. 

Jeder Graffitischaden ist der Polizei und dem Versicherer 
im Sinne des § 9 Nr. 2 Obliegenheiten Teil D Allgemeiner 
Teil unverzüglich anzuzeigen.

Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird 
je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt 
gekürzt und ist auf den vereinbarten Betrag begrenzt.

6.2  Diebstahl von Gebäudebestandteilen
Soweit dies vereinbart ist, erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auch auf den einfachen Diebstahl von 
Gebäudebestandteilen, welche mit dem Gebäude fest 
verbunden sind, sofern der Versicherungsnehmer dafür 
die Gefahr trägt. 

Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich 
der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

7 � Bestands- und InnovationsGarantie (BIG) 
Soweit dies vereinbart ist, gilt wie folgt: 

1.  Leistung 
a)	 Bestandsgarantie 

Der Versicherer leistet für Schäden, die im Rahmen des 
vereinbarten Vertrages nicht oder hinsichtlich der Ent-
schädigungsgrenzen nicht vollständig eingeschlossen 
sind, jedoch über die Gewerbe-Gebäudeversicherung 
des unmittelbaren Vorvertrages prämienneutral mit-
versichert waren. 
Als unmittelbarer Vorvertrag gelten Verträge, die 
aa)	� denselben Versicherungsneh- mer aufweisen 

und deutschem Recht unterliegen. 
bb)	� mindestens ein volles Versicherungsjahr bestan-

den haben und maximal 3 Monate vor Vertrags-
beginn dieses Vertrages beendet wurden. 

cc)		� nicht vom Vorversicherer gekündigt oder im bei-
derseitigen Einvernehmen beendet worden sind. 

dd)	� den gleichen Gefahrengruppenumfang 
beinhaltet haben.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen gelten wei-
terhin Schäden verursacht durch Krieg, Kernenergie 
und Sturmflut sowie Schadenfälle verursacht durch 
terroristische Akte sofern diese im bestehenden 
Baloise Versicherungsvertrag einzelvertraglich 
ausgeschlossen wurden.

b)	 Innovationsgarantie 
Mitversichert gelten Schäden, die im Rahmen des 
vereinbarten Deckungsumfangs nicht versichert sind, 
jedoch zum Zeitpunkt des Schadeneintritts durch 
aktuelle Bedingungen bei Baloise prämienneutral 
mitversichert gelten.

c)	 Markt-Innovations-Garantie 
Mitversichert gelten Schäden, die im vereinbarten 
Deckungsumfang nicht versichert sind, jedoch zum 
Zeitpunkt des Schadeneintritts durch einen allgemein 
zugänglichen Tarif zur Gewerbe-Gebäudeversicherung 
eines anderen in Deutschland zum Betrieb zugelasse-
nen Versicherers prämienneutral mitversichert wären. 
Die vorgenannte Regelung gilt nicht für Spezialkon-
zepte. 

2.  Umfang der Leistungen 
Den Nachweis (in Form der Bedingungen und Klauseln) 
über die anderweitige Mitversicherung muss der Versi-
cherungsnehmer führen. Der Umfang der Mitversiche-
rung richtet sich nach den Regelungen des für die Mitver-
sicherung nachgewiesenen Vertrages. 

Die Entschädigungsleistung ist in jedem Fall auf die bei 
Baloise vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. 

Generell zum Vertrag vereinbarte Selbstbeteiligungen 
sowie bedingungsgemäße Regelungen zur Entschädi-
gungsberechnung, Unterversicherung oder zu Wertsa-
chen und Wertschutzschränken bleiben unberührt. 

Die Entschädigungsleistung für die unter 1 c) genannte 
Markt-Innovations-Garantie ist auf den vereinbarten 
Betrag je Schadenfall begrenzt. 

3.  Ausschlüsse 
Die Bestands- und InnovationsGarantie (BIG) gilt nicht 
für: 
a)	 Schäden aufgrund vorsätzlicher Handlungen durch 

den Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentan-
ten  
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b)	 Schäden, die bei Baloise 
aa)	� über prämienpflichtige Klauseleinschlüsse zur 

Gewerbe-Gebäudeversicherung mitzuversichern 
sind oder 

bb)	� über eine Glas-, Feuer-, Leitungswasser-, Sturm-/
Hagel-, EC-, Erweiterte Elementarschaden- oder 
Unbenannte Gefahren-Versicherung gedeckt 
werden können oder dort ausgeschlossen sind.

8  Grobe Fahrlässigkeit
1.	 Hat bei einem Schaden das Verhalten des Versiche-

rungsnehmers oder eines seiner Repräsentanten grob 
fahrlässig mitgewirkt, so verzichtet der Versicherer, 
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, bis zu der im 
Versicherungsschein vereinbarten und ausgewiese-
nen Gesamtschadenhöhe darauf, die Entschädigung 
gemäß der dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen entsprechend der 
Schwere des Verschuldens zu kürzen. 

2.	 Der unter Nr. 1 genannte Verzicht gilt für alle bedin-
gungsgemäßen Regelungen im Zusammenhang mit 
grober Fahrlässigkeit vereinbart, demnach insbeson-
dere auch zu 
	• gesetzlichen, behördlichen oder vertraglich 

vereinbarten Sicherheitsvorschriften
	• vertraglich vereinbarten Obliegenheiten
	• Gefahrerhöhungen

3.	 Übersteigt im Schadenfall die Entschädigung den in 
Nr. 1 genannten Betrag, entfällt der Verzicht auf das 
Leistungskürzungsrecht. Versicherte Kosten werden 
bei der Feststellung der Entschädigungsleistung 
berücksichtigt.

§ 6 � Versicherungsort 

1  Örtlicher Geltungsbereich
a)	 Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des 

Versicherungsortes.
Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge 
eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehenden 
Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort ent-
fernt und in zeitlichem und örtlichem Zusammenhang 
mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört werden 
oder abhanden kommen.

b)	 Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden 
oder als Versicherungsort bezeichneten Grundstücke.

§ 7  Versicherungswert und Versicherungssumme

1 � Versicherungswert von Gebäuden
a)	 �Als Versicherungswert kann der Gleitende Neuwert, 

der Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine Wert 
vereinbart werden. Im Versicherungsfall kann der 
Gemeine Wert Anwendung finden, wenn die versi-
cherte Sache dauerhaft entwertet ist (siehe dd)). Der 
Versicherungswert bildet die Grundlage der Entschä-
digungsberechnung.
aa)	� Gleitender Neuwert

Der gleitende Neuwert ist der ortsübliche Neu-
bauwert des Gebäudes ausgedrückt in Preisen 
des Jahres 1914. Der Neubauwert bemisst sich 
nach Größe, Ausstattung sowie Ausbau des 
Gebäudes. Hierzu gehören auch Architekten
gebühren sowie sonstige Konstruktions- und 
Planungskosten.
Der Versicherer passt den Versicherungsschutz 
an die Baukostenentwicklung an (siehe 3.1.2. 
Nr. 2). Deshalb besteht Versicherungsschutz auf 
der Grundlage des ortsüblichen Neubauwertes 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

bb)	 Der Neuwert
Der Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert 
einschließlich Architektengebühren sowie 
sonstiger Konstruktions- und Planungskosten.

cc)		 Der Zeitwert
Falls Versicherung nur zum Zeitwert vereinbart 
ist oder falls der Zeitwert im Fall der Versicherung 
zum gleitenden Neuwert oder Neuwert weniger 
als 40 Prozent des Neuwertes beträgt 
(Zeitwertvorbehalt);
Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des 
Gebäudes durch einen Abzug entsprechend 
seinen insbesondere durch den Abnutzungsgrad 
bestimmten Zustand.

dd)	 Der gemeine Wert
Falls Versicherung nur zum gemeinen Wert ver-
einbart ist oder falls das Gebäude zum Abbruch 
bestimmt oder sonst dauernd entwertet, eine 
dauernde Entwertung liegt insbesondere vor, 
wenn das Gebäude für seinen Zweck allgemein 
oder im Betrieb des Versicherungsnehmers nicht 
mehr zu verwenden ist;
Gemeiner Wert ist der für den Versicherungsneh-
mer erzielbare Verkaufspreis für das Gebäude 
oder für das Altmaterial.

b)	 Der Versicherungswert von Grundstücksbestandteilen, 
die nicht Gebäude sind, ist, soweit nicht etwas 
anderes vereinbart wurde, entweder der Zeitwert 
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gemäß Nr. 1 a) cc) oder unter den dort genannten Vor-
aussetzungen der gemeine Wert gemäß Nr. 1 a) dd).

2  Umsatzsteuer
Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht 
berechtigt, so ist die Umsatzsteuer einzubeziehen.

3  Versicherungssumme 
a)	 Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer 

und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte 
Betrag, der dem Versicherungswert gemäß Nr. 1 ent-
sprechen soll. 

b)	 Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart 
worden, soll der Versicherungsnehmer die Versiche-
rungssumme für die versicherte Sache für die Dauer 
des Versicherungsverhältnisses dem jeweils gültigen 
Versicherungswert anpassen.

c)	 Ist Versicherungsschutz zum Gleitenden Neuwert 
gemäß Nr. 1a) aa) vereinbart, passt sich die Versiche-
rungssumme gemäß Nr. 3.1.2 jährlich an.

d)	 Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die 
Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, 
kann nach Teil A § 8 Nr. 5 die Regelung über die Unter-
versicherung zur Anwendung kommen.

3.1 � Sofern gleitende Neuwertversicherung vereinbart 
gilt:

3.1.1  �Ermittlung der Versicherungssumme in der 
gleitenden Neuwertversicherung, 
Unterversicherung 

1.	� Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden 
Neuwertversicherung
Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen 
Neubauwert (siehe Nr. 1 a) aa)) Versicherungswert von 
Gebäuden) zu ermitteln, der in den Preisen des Jahres 
1914 ausgedrückt wird (Versicherungssumme „Wert 
1914“).
Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, 
wenn
a)	 sie auf Grund einer vom Versicherer anerkannten 

Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt 
wird,

b)	 der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert 
in Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und 
der Versicherer diesen Betrag umrechnet,

c)	 der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach 
Größe, Ausbau und Ausstattung des Gebäudes 
zutreffend beantwortet und der Versicherer 
hiernach die Versicherungssumme „Wert 1914“ 
berechnet.

2.	� Unterversicherungsverzicht
a)	 Wird die nach Nr. 1 ermittelte Versicherungssumme 

„Wert 1914“ vereinbart, nimmt der Versicherer bei 
der Entschädigung (einschließlich Kosten) keinen 
Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterversi-
cherungsverzicht).

b)	 �Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschrei-
bung des Gebäudes und seiner Ausstattung 
gemäß Nr. 1 c) von den tatsächlichen Verhältnissen 
bei Vertragsabschluss abweicht und ist dadurch 
die Versicherungssumme „Wert 1914“ zu niedrig 
bemessen, so kann der Versicherer nach den Rege-
lungen über die Anzeigepflichtverletzungen vom 
Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine Vertrags-
anpassung vornehmen; ferner kann er bezüglich 
der Differenz zwischen vereinbarter Versicherungs-
summe und tatsächlichem Versicherungswert 
nach den Regeln der Unterversicherung leistungs-
frei sein.

c)	 Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, 
wenn der der Versicherungssummenermittlung 
zugrunde liegende Bauzustand nach Vertragsab-
schluss durch wertsteigernde bauliche Maßnah-
men verändert wurde und die Veränderung dem 
Versicherer nicht unverzüglich angezeigt wurde. 
Dies gilt nicht, soweit der ortsübliche Neubauwert 
innerhalb der zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
laufenden Versicherungsperiode durch wertstei-
gernde bauliche Maßnahmen erhöht wurde.

3.1.2 � Prämie in der gleitenden Neuwertversicherung 
und deren Anpassung

1.	� Berechnung der Prämie
Grundlagen der Berechnung der Prämie sind die 
Versicherungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte Prä-
miensatz sowie der Anpassungsfaktor (siehe Nr. 2 a)).
Die jeweils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet 
durch Multiplikation der vereinbarten Grundprämie 
1914 (Versicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert 
mit dem Prämiensatz) mit dem jeweils gültigen 
Anpassungsfaktor.

2.	� Anpassung der Prämie
a)	 Die Prämie verändert sich entsprechend der 

Anpassung des Versicherungsschutzes (siehe Nr. 1 
a) aa)) gemäß der Erhöhung oder Verminderung 
des Anpassungsfaktors.

b)	 �Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich 
jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in 
diesem Jahr beginnende Versicherungsperiode ent-
sprechend dem Prozentsatz, um den sich der 
jeweils für den Monat Mai des Vorjahres veröffent-
lichte Baupreisindex für Wohngebäude und der für 
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den Monat April des Vorjahres veröffentlichte Tarif-
lohnindex für das Baugewerbe verändert haben. 
Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt 
bekannt. Bei dieser Anpassung wird die Änderung 
des Baupreisindexes zu 80 Prozent und die des 
Tariflohnindexes zu 20 Prozent berücksichtigt, und 
zwar der jeweilige Index auf zwei Stellen nach dem 
Komma gerundet.
Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach 
dem Komma errechnet und gerundet.
Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem 
Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird 
aufgerundet, sonst abgerundet.

c)	 Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung der 
Prämie innerhalb eines Monats, nachdem ihm die 
Mitteilung über die Erhöhung des Anpassungsfak-
tors zugegangen ist, durch Erklärung in Textform 
widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung. Damit wird die Erhöhung 
nicht wirksam. Die Versicherung bleibt dann als 
Neuwertversicherung (§ 7 Nr. 1 a) bb) Versiche-
rungswert von Gebäuden) in Kraft, und zwar zur 
bisherigen Prämie und mit einer Versicherungs-
summe, die sich aus der Versicherungssumme 
„Wert 1914“ multipliziert mit 1/100 des Baupreisin-
dexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vor-
jahres galt.
In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversiche-
rungsverzicht nicht mehr.
Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herab-
setzung der Versicherungssumme wegen erhebli-
cher Überversicherung bleibt unberührt.

§ 8  Umfang der Entschädigung

1  Entschädigungsberechnung
Der Versicherer ersetzt
a)	 bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles 

abhanden gekommenen Sachen den Versicherungs-
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b)	 �bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles 
zuzüglich einer durch den Versicherungsfall entstan-
denen und durch die Reparatur nicht auszugleichen-
den Wertminderung, höchstens jedoch den Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalles. Die Reparaturkosten werden 
gekürzt, soweit durch die Reparatur der Versiche-
rungswert der Sache gegenüber dem Versicherungs-
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles 
erhöht wird.
Restwerte werden angerechnet. 

�Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen 
bleiben, sofern nichts anderes vereinbart ist, sowohl 
für die Restwerteanrechnung als auch für den erhöh-
ten Schadenaufwand durch Mehrkosten unberück-
sichtigt.
Für Kosten leistet der Versicherer Entschädigung nur, 
soweit dies besonders vereinbart ist; dies gilt nicht für 
die Bestimmungen über die Aufwendungen zur 
Abwendung und Minderung des Schadens sowie für 
die Bestimmungen über die Kosten der Ermittlung und 
Feststellung des Schadens.
Für Ertragsausfälle leistet der Versicherer Entschädi-
gung nur, soweit dies besonders vereinbart ist. 

2 � Neuwertschaden
�Ist die Entschädigung zum Neuwert vereinbart, erwirbt 
der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, 
der den Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil), 
einen Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von 
drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sicher-
gestellt hat, dass er die Entschädigung verwenden wird, 
um 
a)	 Gebäude in gleicher Art und Zweckbestimmung an der 

bisherigen Stelle wiederherzustellen. Ist die Wiederher-
stellung an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich 
oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, 
wenn das Gebäude an anderer Stelle innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland wiederhergestellt wird;

b)	 Bewegliche Sachen, die zerstört wurden oder abhan-
den gekommen sind, in gleicher Art und Güte und in 
neuwertigem Zustand wiederzubeschaffen. Nach vor-
heriger Zustimmung des Versicherers genügt Wieder-
beschaffung gebrauchter Sachen; anstelle von 
Maschinen können Maschinen beliebiger Art beschafft 
werden, wenn deren Betriebszweck derselbe ist. 

c)	 Bewegliche Sachen, die beschädigt worden sind, 
wiederherzustellen.

3 � Zeitwertschaden
�Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden 
gekommenen Sachen gemäß den Bestimmungen über 
den Versicherungswert festgestellt. Bei beschädigten 
Sachen werden die Kosten einer Reparatur um den 
Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert 
der Sache gegenüber dem Zeitwert unmittelbar vor Ein-
tritt des Versicherungsfalles erhöht würde. 

4 � Gemeiner Wert
Sofern Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstel-
lungsstücke, ferner für typengebundene, für die laufende 
Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtun-
gen versichert sind, erwirbt der Versicherungsnehmer auf 
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den Teil der Entschädigung für diese Sachen, der den 
gemeinen Wert übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für 
die Verwendung der Entschädigung die Voraussetzungen 
gemäß Nr. 2 b) oder 2 c) erfüllt sind und die Wiederher-
stellung notwendig ist. 

5  Unterversicherung
a)	 Ist die Versicherungssumme niedriger als der 

Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles, so besteht Unterversicherung.
Im Fall der Unterversicherung wird die Entschädigung 
nach Nr. 1 in dem Verhältnis von Versicherungssumme 
zum Versicherungswert nach folgender Berechnungs-
formel gekürzt: 
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der 
Versicherungssumme dividiert durch den Versiche-
rungswert.

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Posi-
tion versicherten Sachen auf bestimmte Beträge 
begrenzt, so werden bei Ermittlung des Versicherungs-
wertes der davon betroffenen Sachen höchstens diese 
Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem so ermit-
telten Versicherungswert eine Unterversicherung, so 
wird die Entschädigung nach Nr. 1 entsprechend 
gekürzt.

b)	 Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte 
Position gesondert festzustellen.

c)	 Die Bestimmungen über die Entschädigungsgrenzen 
nach Nr. 8 sind im Anschluss von a) und b) anzuwen-
den. 

d)	 Die Regelungen gemäß Nr. 5 a) bis c) sind nicht anzu-
wenden, wenn der Schaden 1 Prozent des Gesamtbe-
trages der Versicherungssummen nicht übersteigt 
und nicht mehr als 5.000 EUR beträgt.

6  Überversicherung
Der Versicherer ist, auch wenn die Versicherungssumme 
höher ist als der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts 
des Versicherungsfalls, nicht verpflichtet, dem Versiche-
rungsnehmer mehr als den Betrag des Schadens zu 
ersetzen.

7  Versicherung auf Erstes Risiko
Ist für einzelne Positionen die Versicherung auf Erstes 
Risiko vereinbart, wird eine Unterversicherung bei diesen 
Positionen nicht berücksichtigt. 

8  Selbstbeteiligung
Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die ver-
einbarte Selbstbeteiligung gekürzt.

9  Entschädigungsgrenzen
Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall 
höchstens
a)	 bis zu der je Position vereinbarten 

Versicherungssumme;
b)	 bis zu den zusätzlich vereinbarten 

Entschädigungsgrenze;
c)	 bis zu der vereinbarten Jahreshöchstentschädigung; 

Schäden, die im laufenden Versicherungsjahr begin-
nen, fallen insgesamt unter die Jahreshöchstentschä-
digung. 

Maßgebend ist der niedrigere Betrag.

10 � Umsatzsteuer
Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versiche-
rungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist.

Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer die 
Umsatzsteuer anlässlich der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung tatsächlich nicht gezahlt hat.

§ 9  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1  Fälligkeit der Entschädigung
a)	 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-

gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszah-
lung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindes-
tens zu zahlen ist.

b)	 Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versiche-
rungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nach-
weis geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung sichergestellt hat.

2  Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Ver-
sicherer nach 1 b) geleisteten Entschädigung verpflichtet, 
wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist.

3  Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)	 Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 

eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.
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b)	 Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in 
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter 
Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat.

c)	 Der Zinssatz beträgt vier Prozent pro Jahr.
d)	 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 

fällig. 

4  Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a) und 
Nr. 3 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem 
infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann.

5  Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a)	 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-

rungsnehmers bestehen;
b)	 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 

gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch 
läuft;

c)	 eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen über die Sicherung von 
Realgläubigern nicht erfolgte.

§ 10  Sachverständigenverfahren

1  Feststellung der Schadenhöhe
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in 
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

Ein solches Sachverständigenverfahren können 
Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam 
vereinbaren.

2  Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Verein
barung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden.

3  Verfahren vor Feststellung
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a)	 Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 

benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter Angabe des von 
ihr genannten Sachverständigen in Textform auffor-
dern, den zweiten Sachverständigen zu benennen.

Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, 
so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. 
In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Ver-
sicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b)	 Der Versicherer darf als Sachverständigen keine 
Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungs-
nehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäfts
verbindung steht; ferner keine Person, die bei Mit
bewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder 
mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c)	 Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverstän-
digen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entspre-
chend für die Benennung eines Obmannes durch die 
Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen 
nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernannt.

4  Feststellung
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen 
enthalten:
a)	 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, 

zerstörten und beschädigten versicherten Sachen 
sowie deren nach dem Versicherungsvertrag in Frage 
kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles;

b)	 die Wiederherstellungs- und 
Wiederbeschaffungskosten;

c)	 die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen;
d)	 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten 

Kosten.

5  Verfahren nach Feststellung
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen 
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der 
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen 
gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung 
beiden Parteien gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der 
wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Auf Grund 
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versi-
cherer die Entschädigung.
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Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können 
oder wollen oder sie verzögern.

6  Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede 
Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des  
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7  Obliegenheiten
Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 11  Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften

1 � Neben den gesetzlichen und behördlichen 
Sicherheitsvorschriften gemäß Teil D – Allgemeiner 
Teil § 9 gelten folgende vertraglichen 
Sicherheitsvorschriften

Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der 
Versicherungsnehmer
a)	 die versicherten Räume genügend häufig zu 

kontrollieren;
b)	 während einer vorübergehenden Betriebsstilllegung 

(z. B. Betriebsferien) eine genügend häufige  
Kontrolle des Betriebes sicherzustellen;

c)	 die versicherten Sachen oder Gebäude, in denen sich 
die versicherten Sachen befinden, insbesondere was-
serführende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und 
außen an den Gebäuden angebrachte Sachen stets 
im ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und 
Mängel, Störungen oder Schäden unverzüglich nach 
den anerkannten Regeln der Technik beseitigen zu 
lassen;

d)	 zusätzlich, sofern die Gefahrengruppe Leitungswasser 
gemäß § 1 Ziffer 2 versichert gilt:
aa)	� nicht genutzte wasserführende Anlagen und 

Einrichtungen sind abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten;

bb)	� während der kalten Jahreszeit alle Räume genü-
gend zu beheizen und dies genügend häufig zu 
kontrollieren oder dort alle wasserführenden 
Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu 
entleeren und entleert zu halten.

e)	 zusätzlich, sofern die Gefahrengruppe Elementar 
gemäß § 1 Ziffer 4 versichert gilt: 
Abflussleitungen auf dem Grundstück, auf dem der 
Versicherungsort liegt, freizuhalten und vorhandene 
Rückstausicherungen stets funktionsbereit zu halten.

2  Folgen der Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer eine in Nr. 1 genannte 
Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Teil D 
Allgemeiner Teil § 9 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. 

§ 12  Besondere Gefahrerhöhende Umstände 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Teil D 
Allgemeiner Teil § 10 kann insbesondere dann vorliegen, 
wenn 
a)	 sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt 

worden ist;
b)	 von der dokumentierten Betriebsbeschreibung 

abgewichen wird, oder Neu- oder Erweiterungsbauten 
durchgeführt werden, oder ein Gebäude oder der 
überwiegende Teil des Gebäudes nicht genutzt wird.

c)	 Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich an den 
Versicherungsort angrenzen, dauernd oder vorüber
gehend nicht benutzt werden.

§ 13  Wiederherbeigeschaffte Sachen

1  Anzeigepflicht
Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermit-
telt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntnis-
erlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform 
anzuzeigen.

2  Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent-
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält 
er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache 
innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfü-
gung stellt. 

Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung 
zurückzugeben.

3  Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung 
a)	 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhan-

den gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für 
diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres 
Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzu-
zahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung 
zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahl-
recht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers 
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auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht 
das Wahlrecht auf den Versicherer über.

b)	 Hat der Versicherungsnehmer den  
Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurück-
erlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung 
gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer 
als der Versicherungswert ist, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Sache behalten und muss sodann 
die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu 
innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht 
bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im 
Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich meist-
bietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich 
der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, 
welcher der von ihm geleisteten bedingungsgemäßen 
Entschädigung entspricht.

4  Beschädigte Sachen
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so 
kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5  Gleichstellung
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen.

6  Übertragung der Rechte
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurück
erlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem 
Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen 
Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese 
Sachen zustehen.

§ 14 � Veräußerung der versicherten Sachen und deren 
Rechtsfolgen

1  Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang
a)	 Wird die versicherte Sache vom  

Versicherungsnehmer veräußert, so  
tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei 
Immobilien das Datum des Grundbucheintrages) an 
dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer 
seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis 
sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versiche-
rungsnehmers ein.

b)	 Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, 
die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers 

laufende Versicherungsperiode entfällt, als 
Gesamtschuldner.

c)	 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis 
erlangt.

2  Kündigungsrechte
a)	 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das 

Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungs-
recht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung 
ausgeübt wird.

b)	 Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhält-
nis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode in Schriftform zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kennt-
nis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung 
innerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, 
ausgeübt wird.

c)	 Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der 
Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie.

3  Anzeigepflichten
a)	 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 

oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.
b)	 Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer 

nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer nachweist, dass er den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber 
nicht geschlossen hätte.

c)	 Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeit-
punkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätten 
zugehen müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des 
Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt 
hat.
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Teil B  Glasversicherung 

Versicherungsschutz für Glasbruchschäden besteht nur, 
soweit dies vereinbart und im Versicherungsschein auf-
geführt ist.

§ 1  Versicherte Gefahr; Versicherungsfall

1  Versicherungsfall
Entschädigt werden versicherte Sachen (siehe § 3 
Versicherte und nicht versicherte Sachen), die durch 
Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden. 

2 � Nicht versicherte Gefahren und Schäden
a)	 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

aa)	� Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten 
(z. B. Schrammen, Muschelausbrüche),

bb)	� Undichtwerden der Randverbindungen von 
Mehrscheiben-Isolierverglasungen.

b)	 Nicht versichert sind Schäden, die durch
aa)	� Einbruchdiebstahl, Vandalismus,
bb)	� Sturm, Hagel,
cc)		� Überschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, 

Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen oder Vulkan-
ausbruch 

entstehen und soweit für diese anderweitig 
Versicherungsschutz besteht.

§ 2 � Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

1 � Ausschluss Krieg
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebel-
lion oder Aufstand. 

2  Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Innere 
Unruhen. 

3 � Ausschluss Kernenergie
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 3  Versicherte und nicht versicherte Sachen

1  Versicherte Sachen
Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten 
und fertig eingesetzten oder montierten
a)	 Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas.

b)	 künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und 
-spiegel. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf den vereinbarten Betrag begrenzt.

c)	 Scheiben und Platten aus Kunststoff,
d)	 Glasbausteine und Profilbaugläser,
e)	 Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff,

2  Gesondert versicherbar
Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benannten 
und fertig eingesetzten oder montierten
a)	 Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren 

Rahmen,
b)	 sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein 

ausdrücklich benannt sind
c)	 Werbeanlagen und zwar Leuchtröhrenanlagen 

(Hochspannungsanlagen), Firmenschilder, 
Transparente.

 
3  Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
a)	 optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, 

Beleuchtungskörper und Handspiegel,
b)	 Photovoltaikanlagen,
c)	 Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 

sind,
d)	 Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die 

Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwieder-
gabe- und Kommunikationsgeräte sind (z. B. Bild-
schirme von Fernsehgeräten, Computer-Displays).

§ 4  Versicherte Kosten

1  Versicherte Kosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen Kosten für 
a)	 das vorläufige Verschließen von Öffnungen 

(Notverschalungen, Notverglasungen),
b)	 das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten 

Ablagerungsplatz und für die Entsorgung (Entsor-
gungskosten).

2  Gesondert versicherbar
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zum 
jeweils vereinbarten Betrag die infolge eines Versiche-
rungsfalles notwendigen Kosten für
a)	 zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und 

Montieren von versicherten Sachen durch deren Lage 
verteuert (z. B. Kran- oder Gerüstkosten),

b)	 die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den ver-
sicherten Sachen (§ 3 Versicherte Sachen und nicht 
versicherte Sachen),
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c)	 das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die 
das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. 
Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.),

d)	 �die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, 
Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrich-
tungen.

§ 5 � Versicherungsort
Versicherungsort sind die in dem  
Versicherungsschein bezeichneten Gebäude oder Räume 
von Gebäuden.

Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen 
vereinbart ist, besteht dieser nur innerhalb des 
Versicherungsortes.
 
§ 6  Anpassung der Versicherung

1 � Anpassung des Versicherungsumfangs
Die Haftung des Versicherers passt sich der Preisentwick-
lung für Verglasungsarbeiten an; entsprechend verändert 
sich die Prämie.

2  Anpassung der Prämie
Die Prämie erhöht oder vermindert sich jeweils zum 
1. Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr begin-
nende Versicherungsperiode entsprechend dem Prozent-
satz, um den sich die vom Statistischen Bundesamt ver-
öffentlichten Preisindizes für Verglasungsarbeiten 
verändert haben. Für gewerbliche Risiken gilt das Mittel 
aus den Indizes für gemischt genutzte Gebäude, Büro
gebäude und gewerbliche Betriebsgebäude. Für Woh-
nungen, Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude gilt das 
Mittel aus den Indizes für Einfamilien- und Mehrfamilien-
gebäude. Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine 
Stelle hinter dem Komma gerundet. Maßgebend sind die 
für den Monat Mai veröffentlichten Indizes.

Ist eine Versicherungssumme vereinbart, verändert sie 
sich entsprechend. Das Recht auf Herabsetzung der 
Versicherungssumme wegen erheblicher Überversiche-
rung (Teil D Allgemeiner Teil § 11) bleibt unberührt.

3 � Widerspruchsrecht des Versicherungsnehmers
Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über 
die Erhöhung der Haftung des Versicherers und der damit 
verbundenen Anpassung der Prämie kann der Versiche-
rungsnehmer durch schriftliche Erklärung der Erhöhung 
mit Wirkung für den Zeitpunkt widersprechen, in dem die 
Anpassung wirksam werden sollte. 

§ 7  Entschädigung als Geldleistung

1.  Geldleistung
a)	 Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine 

Geldleistung.
b)	 Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die 

Entsorgung der zerstörten oder beschädigten Sachen, 
deren Wiederbeschaffung in gleicher Art und Güte (§ 3 
Versicherte Sachen und nicht versicherte Sachen), die 
Lieferung an den Schadenort sowie die Montage in 
ortsüblicher Höhe ersetzt werden.

c)	 Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des 
Schadenortes (z. B. Gerüste, Kräne) bzw. im Zusam-
menhang mit dem Einsetzen der Scheibe (z. B. Anstri-
che, De- und Remontage von Vergitterungen) notwen-
dig sind, werden nur soweit vereinbart und in 
vereinbarter Höhe ersetzt (§ 4 Versicherte Kosten). 

d)	 Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei 
der Angleichung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe 
und Struktur) an entschädigten Sachen sowie für 
fertigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache 
im äußeren Erscheinungsbild entstehen.

e)	 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; 
das gleiche gilt, soweit der Versicherungsnehmer 
Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

2 � Notverglasung / Notverschalung
Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notver
glasungen und Notverschalungen) können vom Versiche-
rungsnehmer in Auftrag gegeben und als notwendige 
versicherte Kosten geltend gemacht werden.

3 � Kosten
a)	 Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (§ 4 

Versicherte Kosten) ist der Zeitpunkt des Eintritts des 
Versicherungsfalls.

b)	 Kürzungen nach Nr. 1 e) gelten entsprechend für die 
versicherten Kosten.

5  Unterversicherung
Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden ist, 
liegt Unterversicherung vor, wenn der Versicherungswert 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles höher ist als die 
Versicherungssumme.

Ist Unterversicherung festgestellt worden, wird die 
Entschädigung in dem Verhältnis von Versicherungs-
summe zum Versicherungswert nach folgender Berech-
nungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag 
multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch 
den Versicherungswert.
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Für die Entschädigungsberechnung versicherter Kosten 
(§ 4 Versicherte Kosten) gilt die Kürzung entsprechend.

6  Restwerte
Restwerte werden angerechnet.

§ 8 � Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1  Fälligkeit der Entschädigung
�Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind.

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist.

2  Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)	 Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 

eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.

b)	 Der Zinssatz beträgt 4 Prozent
c)	 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 

fällig.

3  Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 2 a) ist 
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädi-
gung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4  Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a)	 Zweifel an der Empfangsberechtigung des 

Versicherungsnehmers bestehen;
b)	 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 

gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch 
läuft.

§ 9  Besondere gefahrerhöhende Umstände
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Teil D 
Allgemeiner Teil § 10 kann insbesondere dann vorliegen, 
wenn
a)	 der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt 

wird;
b)	 das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht.

Teil C  Mietverlustversicherung 

Versicherungsschutz für Mietverlust besteht nur, soweit 
dies vereinbart und im Versicherungsschein aufgeführt ist.

§ 1  Gegenstand der Versicherung

1  Gegenstand der Deckung
Werden die im Versicherungsvertrag bezeichneten 
Gebäude und sonstigen Grundstücksbestandteile infolge 
eines Sachschaden nach diesem Vertrag zerstört oder 
beschädigt, leistet der Versicherer Entschädigung für den 
dadurch entstehenden Mietausfallschaden.

2  Mietausfallschaden
Der Mietausfallschaden besteht aus
a)	 dem Mietausfall, der dadurch entsteht, dass der 

Mieter infolge eines Sachschadens nach diesem 
Vertrag kraft Gesetzes oder nach dem Mietvertrag 
berechtigt ist, die Zahlung der Miete ganz oder 
teilweise zu verweigern;

b)	 dem Nutzungsausfall in Höhe des ortsüblichen Miet-
werts der Räume, die der Versicherungsnehmer selbst 
nutzt oder unentgeltlich Dritten überlassen hat und 
die infolge eines Sachschadens nach diesem Vertrag 
unbenutzbar geworden sind, falls dem Versicherungs-
nehmer die Beschränkung auf etwa benutzbar geblie-
bene Räume nicht zugemutet werden kann;

c)	 etwaig fortlaufenden Nebenkosten. 

Für Gebäude oder Räume, die zur Zeit des Eintritts des 
Sachschadens nach diesem Vertrag nicht vermietet 
waren, wird Mietausfall ersetzt, sofern Vermietung zu 
einem späteren, in der Wiederherstellungszeit liegenden 
Termin nachgewiesen wird.

3 � Daten und Programme
Mietausfallschäden durch den Verlust, die Veränderung 
oder die Nichtverfügbarkeit von Daten und Programmen 
werden nur ersetzt, wenn sie als Folge eines Sachscha-
dens nach diesem Vertrag am Datenträger, auf dem die 
Daten und Programme gespeichert waren, entstanden 
sind. 

Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Mietausfallschä-
den durch den Verlust, die Veränderung oder die Nicht-
verfügbarkeit von Daten und Programmen, zu deren 
Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist, 
die nicht betriebsfertig oder nicht lauffähig sind oder die 
sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit  
befinden.

Seite 28/58BAS  0167  10.22



Allgemeine Versicherungsbedingungen

§ 2 � Versicherbare Gefahren und Gefahrengruppen 
�Jede der folgenden Gefahrengruppen ist nur versichert, 
wenn sie im Versicherungsschein als versicherte Gefahr 
ausgewiesen ist. Die Einigung über den Einschluss der 
jeweiligen Gefahrengruppe von a) bis e) in den gebündel-
ten Vertrag stellt jeweils einen rechtlich selbständigen 
Vertrag dar. 

�Der Einschluss der Gefahrengruppe unter f) (Unbenannte 
Gefahren) ist nur in Verbindung mit den Gefahrengrup-
pen unter a) bis e) möglich und stellt deshalb auch 
keinen rechtlich selbständigen Vertrag dar. 

Sofern die Einigung über die Versicherung Unbenannter 
Gefahren f) erfolgt, müssen generell die Gefahren 
a) bis e) versichert gelten. Es handelt sich dann um ein 
verbundenes Bedingungswerk
a)	 Feuer ( § 3)
b)	 �Leitungswasser (§ 4)
c)	 Sturm, Hagel (§ 5)
d)	 Erweiterte Elementargefahren (§ 6)
e)	 EC-Gefahren (§ 7)
f)	 Unbenannte Gefahren (§ 8)

§ 3 � Gefahrengruppe Feuer

1  Sachschaden
Sachschaden ist die Zerstörung oder die Beschädigung 
eines im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäudes 
oder sonstigen Grundstückbestandteils durch
a)	 Brand;
b)	 Blitzschlag;
c)	 Explosion;
d)	 Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile 

oder seiner Ladung.

2 � Brand
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

3 � Blitzschlag
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes 
auf Sachen.

Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden 
an elektrischen Einrichtungen und Geräten gelten nur 
dann als Sachschaden, wenn an Sachen auf dem Grund-
stück, auf dem der Versicherungsort liegt, durch Blitz-
schlag Schäden anderer Art entstanden sind.

Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen 
als an elektrischen Einrichtungen und Geräten oder an 
Antennen stehen Schäden anderer Art gleich.

4  Explosion
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) 
liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen 
Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des 
Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behäl-
ters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine 
Explosion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so 
ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.
Als Sachschaden im Sinne von Nr. 1 gelten nicht Schäden 
durch Unterdruck.

5 � Nicht versicherte Schäden
Als Sachschaden im Sinne von Nr. 1 gelten nicht ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 
a)	 Erdbeben; 
b)	 Sengschäden; außer wenn diese dadurch verursacht 

wurden, dass sich eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1 
verwirklich hat; 

c)	 Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch 
die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, 
sowie Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen 
Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck 
entstehen;

d)	 Brandschäden, die an den im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Sachen dadurch entstehen, dass sie 
einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung 
oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden; dies 
gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutz-
feuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiter
geleitet wird.

e)	 sonstige Schäden durch Kurzschluss, Überstrom oder 
Überspannung.

Die Ausschlüsse nach Nr. 5 b) bis 5 e) gelten nicht für 
Schäden, die dadurch verursacht wurden, dass sich an 
anderen Sachen eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1 
verwirklicht hat.

§ 4 � Gefahrengruppe Leitungswasser

1 � Bruch-Sachschäden innerhalb von Gebäuden
Sachschäden sind innerhalb von im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Gebäuden eintretende
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a)	 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 
aa)	� der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 

und den damit verbundenen Schläuchen;
bb)	� der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie 

Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs
anlagen;

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, 
Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind.

b)	 frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genann-
ten Installationen:
aa)	� Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, 

Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, 
Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) 
sowie deren Anschlussschläuche;

bb)	� Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare 
Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder 
Solarheizungsanlagen.

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukör-
per, einschließlich der Bodenplatte. 
Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach 
gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 
Als Sachschaden gelten nicht Schäden an Rohren und 
Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder 
nicht tragend), soweit nicht etwas anderes vereinbart.

2  Bruch-Sachschäden außerhalb von Gebäuden 
Sachschäden sind außerhalb von im Versicherungsver-
trag bezeichneten Gebäuden eintretende frostbedingte 
und sonstige Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der 
Wasserversorgung oder an den Rohren der Warmwasser-
heizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder 
Solarheizungsanlagen soweit
a)	 diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder 

Anlagen dienen und 
b)	 die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück 

befinden und 
c)	 der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

3 � Nässe-Sachschäden 
a)	 Sachschaden ist die Zerstörung oder die Beschädigung 

eines im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäudes 
oder sonstigen Grundstückbestandteils durch bestim-
mungswidrig ausgetretenes Leitungswasser.

b)	 Das Leitungswasser muss ausgetreten sein aus 
aa)	� Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitun-

gen) oder damit verbundenen Schläuchen;
bb)	� mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung 

verbundenen sonstigen Einrichtungen oder 
deren wasserführenden Teilen;

cc)		� Einrichtungen der Warmwasser- oder 
Dampfheizung;

dd)	� Klima- Wärmepumpen oder 
Solarheizungsanlagen;

ee)	� Wasserbetten, Aquarien, Schwimmbecken, 
Springbrunnen, Teichen, Tischbrunnen, Wasser-
becken 

c)	 Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasser-
dampf stehen Leitungswasser gleich.

4  Nicht versicherte Schäden 
a)	 Als Sachschaden im Sinne von Nr. 1 – 3 gelten ohne 

Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht  
Schäden durch 
aa)	� Regenwasser aus Fallrohren;
bb)	� Plansch- oder Reinigungswasser; 
cc)		� Schwamm;
dd)	� Grundwasser, stehendes oder fließendes 

Gewässer, Überschwemmung oder Witterungs-
niederschläge oder einen durch diese Ursachen 
hervorgerufenen Rückstau;

ee)	� Erdbeben;
ff)		� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 

Leitungswasser nach Nr. 3 die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat;

gg)		� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung;

hh)	� Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder 
ähnlich mobilen Behältnissen;

ii)		� Flüssigkeiten aus ortsfesten installierten 
Wasserlöschanlagen.

b)	 Als Sachschaden gelten nicht Schäden an
aa)	� Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt 

oder montiert sind oder deren Probelauf noch 
nicht erfolgreich abgeschlossen ist 
(Montageobjekte);

bb)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind; 

cc)		� ortsfesten Wasserlöschanlagen.

§ 5 � Gefahrengruppe Sturm, Hagel

1  Versicherte Gefahren und Schäden
Sachschaden ist die Zerstörung oder die Beschädigung 
eines im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäudes 
oder sonstigen Grundstückbestandteils 
a)	 durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 

Hagels auf die im Versicherungsvertrag bezeichneten 
Sachen;

b)	 dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, 
Bäume oder andere Gegenstände auf die im 
Versicherungsvertrag bezeichneten Sachen wirft;
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c)	 als Folge eines Schadens nach a) oder b) an einer im 
Versicherungsvertrag bezeichneten Sache;

d)	 durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 
Hagels auf Gebäude, die mit einer im Versicherungs-
vertrag bezeichneten Sache baulich verbunden sind;

e)	 dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, 
Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, 
die mit einer im Versicherungsvertrag bezeichneten 
Sache baulich verbunden sind.

2 � Sturm
Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von 
mindestens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwin-
digkeit mindestens 63 km/Stunde).
Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, 
so wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass
a)	 die Luftbewegung in der Umgebung des Versiche-

rungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in einwand-
freiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat, oder dass

b)	 der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der 
im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude oder 
sonstigen Grundstücksbestandteile oder der mit 
diesen Sachen baulich verbundenen Gebäude, nur 
durch Sturm entstanden sein kann.

3  Hagel
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von 
Eiskörnern.

4  Nicht versicherte Schäden
a)	 Als Sachschaden im Sinne von Nr. 1 gelten ohne 

Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht Schäden 
durch
aa)	� Sturmflut;
bb)	� Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 

Schmutz durch nicht ordnungsgemäß 
geschlossene Fenster, Außentüren oder andere 
Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen 
durch Sturm oder Hagel entstanden sind und 
einen Gebäudeschaden darstellen;

cc)		� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder 
Ladung; 

dd)	� Lawinen;
ee)	� Erdbeben. 

b)	 Als Sachschaden im Sinne von Nr. 1 gelten nicht 
Schäden an
aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind;

bb)	� Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt 
oder montiert sind oder deren Probelauf noch 
nicht erfolgreich abgeschlossen ist (Montage
objekte).

§ 6  Gefahrengruppe Elementar

6.1  Sachschaden
Sachschaden ist die Zerstörung, die Beschädigung oder 
das Abhandenkommen einer dem Betrieb dienenden 
Sache durch 
a)	 Überschwemmung, Rückstau 
b)	 Erdbeben 
c)	 Erdfall, Erdrutsch 
d)	 Schneedruck, Lawinen 
e)	 	Vulkanausbruch 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden 
kommen.

6.1.1  Überschwemmung, Rückstau
a)	 Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und 

Bodens des Versicherungsgrundstücks mit erheb
lichen Mengen von Oberflächenwasser durch
aa)	� Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder 

fließenden) Gewässern;
bb)	� Witterungsniederschläge;
cc)		� Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche 

infolge von aa) oder bb).
b)	 Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von 

oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern 
oder durch Witterungsniederschläge bestimmungs-
widrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren 
oder damit verbundenen Einrichtungen in das 
Gebäude eindringt;

6.1.2  Erdbeben
a)	 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 

Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinnern ausgelöst wird.

b)	 Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass 
aa)	� die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens 

in der Umgebung des Versicherungsortes 
Schäden an Gebäuden im einwandfreien 
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat, oder 

bb)	� der Schaden wegen des einwandfreien Zustan-
des der versicherten Sachen nur durch ein Erd-
beben entstanden sein kann.
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b)	 Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

6.4 � Kündigung
a)	 	Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 

Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Versiche-
rung weiterer Elementarschäden in Textform kündi-
gen. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er 
bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss 
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

b)	 Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungs-
nehmer die Mietverlustversicherung gemäß Teil C 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklärung 
des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.  

§ 7  Gefahrengruppe EC-Gefahren

7.1  Sachschaden
Sachschaden ist die Zerstörung, die Beschädigung oder 
das Abhandenkommen einer dem Betrieb dienenden 
Sache durch:

7.1.1  Innere Unruhen
Der Versicherer leistet abweichend von § 9 Nr. 2 Entschä-
digung für versicherte Sachen, die unmittelbar durch 
Innere Unruhen zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen. 

Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht 
unerhebliche Teile der Bevölkerung in einer die öffentliche 
Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung 
geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen 
verüben. 

7.1.2  Böswillige Beschädigung 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die unmittelbar von betriebsfremden Personen 
durch böswillige Beschädigung zerstört oder beschädigt 
werden.

Böswillige Beschädigung ist jede vorsätzliche Zerstörung 
oder Beschädigung von versicherten Sachen.

Betriebsfremde Personen sind alle Personen, die nicht 
Betriebsangehörige oder fremde im Betriebstätige 
Personen sind.

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden 

6.1.3  Erdsenkung
Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des 
Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen.

Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit oder 
Austrocknung.

6.1.4  Erdrutsch
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder 
Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen.

6.1.5  Schneedruck
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- 
oder Eismassen.

6.1.6  Lawinen
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen einschließlich der bei ihrem Abgang 
verursachten Druckwelle.

6.1.7
Vulkanausbruch
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim 
Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, 
Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Mate-
rialien und Gasen.

6.2 � Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind
a)	 Schäden an versicherten Gebäuden oder an Gebäu-

deteilen, die nicht bezugsfertig sind und an den in 
diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen 
Sachen;

b)	 Sachen die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder 
montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolg-
reich abgeschlossen ist (Montageobjekte);

c)	 – ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – 
Schäden durch
aa)	� Sturmflut;
bb)	� Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche 

gedrungen (siehe Nr. 6.1.1).

6.3 � Wartezeit, Selbstbehalt
a)	 Der Versicherungsschutz für Schäden an versicherten 

Sachen nach 6.1.1 Überschwemmung, Rückstau sowie 
6.1.5 Schneedruck beginnt mit Ablauf von 1 Monat ab 
Versicherungsbeginn (Wartezeit). Es sei denn, dass 
nachweislich bei einem anderen Versicherer ein 
gleichartiger Versicherungsschutz bestanden hat und 
der beantragte Versicherungsschutz sich ohne Unter-
brechung unmittelbar anschließt.
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a)	 die im Zusammenhang mit Einbruchdiebstahl 
entstehen, mit Ausnahme von Schäden an versicher-
ten Gebäuden, 

b)	 durch Betriebsangehörige oder fremde im Betrieb 
tätige Personen,

c)	 	Graffitisprühungen an versicherten Sachen.

7.1.3  Streik, Aussperrung
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die unmittelbar durch Streik oder Aussperrung 
zerstört oder beschädigt werden oder im unmittelbaren 
Zusammenhang mit Streik oder Aussperrung abhanden 
kommen.

Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf 
ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer 
verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern.

Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete 
planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen 
Zahl von Arbeitnehmern. 

7.1.4  �Fahrzeuganprall
Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von 
Schienen- oder Straßenfahrzeugen mit versicherten 
Sachen oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen 
befinden.

Nicht versichert sind 
a)	 Schäden, die von Fahrzeugen verursacht werden, die 

vom Versicherungsnehmer, dem Benutzer der versi-
cherten Gebäude oder deren Arbeitnehmer betrieben 
werden;

b)	 Schäden durch Verschleiß;
c)	 Schäden an Fahrzeugen;
d)	 	Schäden an Zäunen, Straßen und Wegen.

7.1.5  Rauch
Ein Schaden durch Rauch liegt vor, wenn Rauch plötzlich 
bestimmungswidrig aus den am Grundstück, auf dem 
der Versicherungsort liegt, befindlichen Feuerungs-, Hei-
zungs-, Koch- oder Trockenanlagen ausgetreten ist und 
unmittelbar auf versicherte Sachen einwirkt. 

Nicht versichert sind Schäden, die durch die dauernde 
Einwirkung des Rauches entstehen.

7.1.6  Überschalldruckwellen
Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, 
wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die 
Schallgrenze durchflogen hat, und diese Druckwelle 

unmittelbar auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden, einwirkt.

7.2  Nicht versicherte Schäden 
a)	 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch 
aa)	� Brand oder Explosion, es sei denn, der Brand 

oder die Explosion sind durch Innere Unruhen 
entstanden; 

bb)	� Erdbeben;
cc)		� Verfügung von hoher Hand. 

b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
Schäden an
aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen 
Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen 
Sachen 

bb)	� Sachen die noch nicht betriebsfertig aufgestellt 
oder montiert sind oder deren Probelauf noch 
nicht erfolgreich abgeschlossen ist (Montage
objekte)

es sei denn, sie entstehen durch Brand oder Explosion 
infolge von Inneren Unruhen (siehe Nr. 7.1.1).

7.3 � Öffentlich-rechtliche Entschädigungsansprüche
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, 
als Schadenersatz auf Grund öffentlich-rechtlichen 
Entschädigungsrechts beansprucht werden kann.

7.4  Besonderes Kündigungsrecht
Die versicherte Gefahrengruppe kann jederzeit gekündigt 
werden. Die Kündigung wird 1 Woche nach Zugang 
wirksam.

§ 8 � Gefahrengruppe Unbenannte Gefahren

8.1
Der Versicherer ersetzt die durch Zerstörung, Beschädi-
gung oder Abhandenkommen entstehenden Mietausfall-
schäden, soweit diese während der Laufzeit dieses Ver-
trages eintreten und auf ein plötzliches und 
unvorhergesehenes Ereignis zurückzuführen sind. Unvor-
hergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer 
oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergese-
hen haben noch mit der erforderlichen Sorgfalt hätten 
vorhersehen und zumutbar abwenden können. Ein 
Schaden gilt als vorhersehbar, wenn der Versicherungs-
nehmer oder seine Repräsentanten die gem. vorange-
gangenem Satz erforderliche Sorgfalt grobfahrlässig 
oder vorsätzlich außer Acht lassen.
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8.2
Als Sachschaden gilt eine nachteilige Veränderung der 
Sachsubstanz (Zerstörung oder Beschädigung). 

Eine Zerstörung oder Beschädigung liegt nicht vor, soweit 
ein ursprünglich vorhandener Mangel offenkundig wird.

8.3 
Von der Versicherung ausgeschlossen sind ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen:

8.3.1
versicherte Gefahren und Schäden, die in § 2, Ziffer a) bis 
e) aufgeführt sind.

8.3.2
Schäden durch oder im Zusammenhang mit Krieg, Inva-
sion, Kriegshandlungen oder kriegsähnlichen Operatio-
nen (ob mit oder ohne Kriegserklärung), Bürgerkrieg, 
Meuterei, Volksaufstand, Erhebung, Rebellion, Revolution, 
militärische oder widerrechtliche Machtergreifung, 
Kriegsrecht oder Belagerungszustand, hoheitliche 
Eingriffe oder behördliche Anordnungen.

Die Versicherung erstreckt sich weiterhin ohne Rücksicht 
auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Ter-
rorakte.

Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder 
Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, 
ethnischer oder ideologischer Ziele, die geeignet sind, 
Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der 
Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regie-
rung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu nehmen.

8.3.3
Schäden durch Kernenergie, radioaktive Strahlung;

8.3.4
Schäden an Sachen im Freien oder in offenen Gebäuden 
durch Regen, Hagel, Schnee, Sturm, Sand, Staub oder 
sonstige Witterungseinflüsse  sowie Abhandenkommen;

8.3.5
Schäden an Bau- und Montageleistungen sowie durch 
Bau- und Montagearbeiten;

8.3.6
Schäden in Form von Inventurdifferenzen, durch 
Falschablage oder Falschsortierung jeglicher Art von 
Informationen;

8.3.7
�Schäden, die in der Transportversicherung abgedeckt 
werden können;

8.3.8
Schäden durch Sturmflut sowie Grundwasser;

8.3.9
Schäden an Maschinen, technischen Anlagen, EDV-Anla-
gen, Datenträgern oder Daten, Mess-, Steuer- und Regel
anlagen, die entweder ohne äußere Einwirkung oder 
durch deren Bedienung, Wartung, Umbau oder Reparatur 
entstehen und zu mechanischen oder elektrischen 
Betriebsversagen oder Funktionsstörungen führen; ferner 
Betriebsschäden, Schäden infolge Kurzschluss, Über-
spannung, Induktion oder durch Ausführungsfehler;

8.3.10
�Schäden durch natürliche oder mangelhafte Beschaffen-
heit, Alterung, Abnutzung, Verschleiß, Korrosion, Verderb, 
Geschmacks-, Farb-, Struktur- oder Oberflächenverände-
rung, Schrumpfen, Verdunsten, Gewichtsverlust, Verseu-
chung oder Vergiftung; jedoch sind mitversichert 
Schäden durch Verseuchung oder Vergiftung als Folge 
eines versicherten Ereignisses;

8.3.11
Schäden als Folge von Konstruktions-, Material-, 
Ausführungs- und Planungsfehlern;

8.3.12
Schäden durch künstliche Erdbewegungen;

8.3.13
Sachfolgeschäden an anderen versicherten Sachen aus 
den unter Ziffer 8.3.10 bis 8.3.12 genannten Ereignissen 
sind versichert, soweit die Schäden nicht selbst unter 
eine Ausschlussbestimmung fallen.

8.4 
Von der Versicherung ausgeschlossen sind ferner

8.4.1
Schäden durch Ausfall oder unzureichender Funktion von 
Klima-, Kühl- oder Heizungssystemen;

8.4.2
Schäden aufgrund einer Beeinträchtigung in der Funk-
tion, in der Verfügbarkeit, in der Gebrauchsmöglichkeit 
der im Zugang von Daten, Software oder Computerpro-
grammen;
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8.4.3
Schäden an versicherten Sachen durch deren 
Herstellung, Be- oder Verarbeitung sowie Reparatur;

8.4.4
Schäden durch Ausfall der Wasser-, Gas-, Elektrizitäts- 
und sonstiger Energie- oder Treibstoffversorgung, verur-
sacht durch ein Ereignis außerhalb der Versicherungs-
orte;

8.4.5
Schäden durch einfachen Diebstahl sowie Schäden 
durch Veruntreuung, Unterschlagung, Betrug oder 
Erpressung; 

8.4.6 
Schäden an Daten oder Software, insbesondere jede 
nachteilige Veränderung von Daten, Software oder Com-
puterprogrammen infolge eines Löschens, einer Korrum-
pierung oder einer Entstellung der ursprünglichen Struk-
tur;

8.4.7
Schäden durch Reißen, Setzen, Schrumpfen oder Dehnen 
der versicherten Gebäude und Gebäudebestandteile;

8.4.8
Die unter Nr. 8.4.1 bis 8.4.7 genannten Schäden sind 
jedoch versichert, wenn sie die Folge eines versicherten 
Ereignisses sind;

8.4.9
Sachfolgeschäden an anderen versicherten Sachen aus 
den unter Nr. 8.4.3 bis 8.4.6 genannten Ereignissen sind 
jedoch versichert, soweit die Schäden nicht selbst unter 
eine Ausschlussbestimmung fallen.

§ 9 � Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

1  Ausschluss Krieg
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebel-
lion oder Aufstand. 

2  Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Innere 
Unruhen. 

3  Ausschluss Kernenergie
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 10 � Versicherungsort 
Der Versicherer haftet für den Mietausfallschaden nur, 
sofern sich der Sachschaden innerhalb des Versiche-
rungsortes ereignet hat. Diese Beschränkung gilt nicht, 
wenn Sachen infolge eines eingetretenen oder unmittel-
bar bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Versi-
cherungsort entfernt worden sind. Voraussetzung ist, 
dass diese Sachen in zeitlichem und örtlichem Zusam-
menhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört 
wurden oder abhanden gekommen sind.

�Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden oder 
als Versicherungsort bezeichneten Grundstücke.

§ 11 � Versicherungswert, Versicherungssumme 

1  Versicherungswert
Der Versicherungswert ist
a)	 für vermietete Räume der Wert einer Jahresmiete,
b)	 für selbst genutzte oder unentgeltlich Dritten 

überlassene Räume der ortsübliche Jahresmietwert,
c)	 owie die Summe der fortlaufenden Nebenkosten für 

die Dauer eines Jahres
der im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude.

2  Versicherungssumme
a)	 Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer 

und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte 
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.

b)	 Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die 
Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, 
kann die Regelung über die Unterversicherung zur 
Anwendung kommen.

§ 12  Umfang der Entschädigung 

1  Entschädigungsberechnung; Haftzeit
a)	 Ersetzt wird der Mietausfall längstens bis zu dem Zeit-

punkt, in dem die Räume wieder benutzbar sind. 
Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen 
bleiben unberücksichtigt.

b)	 Endet das Mietverhältnis infolge des Sachschadens 
und sind die Räume trotz Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wieder
herstellung nicht zu vermieten, wird der Mietausfall bis 
zur Neuvermietung über diesen Zeitpunkt hinaus 
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ersetzt, höchstens jedoch für die Dauer von 12 
Monaten.

c)	 Mietausfall nach a) und b) wird höchstens für die 
Dauer von 12 Monaten seit dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles ersetzt, soweit nichts anderes vereinbart 
ist (Haftzeit).

2 � Unterversicherung
Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les, so besteht Unterversicherung. Im Fall der Unterversi-
cherung wird die Entschädigung nach Nr. 1 in dem 
Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungs-
wert nach folgender Berechnungsformel gekürzt:
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der 
Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungs-
wert.

§ 13  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1  Fälligkeit der Entschädigung
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind.

Wenn es nach Ablauf eines Monats seit Beginn der Unter-
brechung und nach Ablauf jedes weiteren Monats 
möglich ist, den Betrag festzustellen, den der Versicherer 
für die verflossene Zeit der Unterbrechung mindestens zu 
vergüten hat, kann der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass ihm dieser Betrag in Anrechnung auf die Gesamt-
leistung gezahlt wird.

2  Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)	 Die Entschädigung ist ab Ende der Haftzeit oder ab 

dem Zeitpunkt, von dem an ein Mietausfallschaden 
nicht mehr entsteht zu verzinsen; maßgebend ist der 
frühere Zeitpunkt.

b)	 Der Zinssatz beträgt 4 Prozent pro Jahr.
c)	 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 

fällig.

3  Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 a) 
ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädi-
gung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4  Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a)	 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-

rungsnehmers bestehen;
b)	 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 

gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch 
läuft.

§ 14 � Sachverständigenverfahren

1  Feststellung der Schadenhöhe
�Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des 
Versicherungsfalles verlangen, dass die Höhe des 
Schadens in einem Sachverständigenverfahren festge-
stellt wird.

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versiche-
rer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinba-
ren.

2 � Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Verein
barung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden.

3  Verfahren vor Feststellung
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a)	 Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 

benennen. 
Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, 
kann die andere unter Angabe des von ihr genannten 
Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten 
Sachverständigen zu benennen. 
Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, 
so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. 
In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Ver-
sicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b)	 Der Versicherer darf als Sachverständigen keine 
Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungs-
nehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsver-
bindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewer-
bern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit 
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c)	 Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverstän-
digen als Obmann. 
Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die Benen-
nung eines Obmannes durch die Sachverständigen. 
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Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der 
Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4  Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthal-
ten
a)	 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten 

Kosten und den versicherten Mietausfallschaden, 
b)	 ob und in welcher Weise Umstände vorliegen, welche 

den versicherten Mietausfallschaden beeinflussen.

5 � Verfahren nach Feststellung
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen 
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der 
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezo-
genen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung 
beiden Parteien gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der 
wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Auf Grund 
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versi-
cherer die Entschädigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können 
oder wollen oder sie verzögern.

6 � Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede 
Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7  Obliegenheiten
Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 15  Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften

1  Sicherheitsvorschriften
Neben den gesetzlichen und behördlichen Sicherheits-
vorschriften gemäß Teil D Allgemeiner Teil § 9 gelten 
folgende vertraglichen Sicherheitsvorschriften:

�Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der 
Versicherungsnehmer

a)	 die versicherten Räume genügend häufig zu 
kontrollieren;

b)	 während einer vorübergehenden Betriebsstilllegung 
(z. B. Betriebsferien) eine genügend häufige  
Kontrolle des Betriebes sicherzustellen;

c)	 �die versicherten Sachen oder Gebäude, in denen sich 
die versicherten Sachen befinden, insbesondere was-
serführende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und 
außen an den Gebäuden angebrachte Sachen stets 
im ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und 
Mängel, Störungen oder Schäden unverzüglich nach 
den anerkannten Regeln der Technik beseitigen zu 
lassen;

d)	 zusätzlich, sofern die Gefahrengruppe Leitungswasser 
gemäß § 2 b) versichert gilt;
aa)	� nicht genutzte wasserführende Anlagen und 

Einrichtungen sind abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten;

bb)	� während der kalten Jahreszeit alle Räume 
genügend zu beheizen und dies genügend 
häufig zu kontrollieren oder dort alle wasser
führenden Anlagen und Einrichtungen abzusper-
ren, zu entleeren und entleert zu halten.

e)	 zusätzlich, sofern die Gefahrengruppe Elementar 
gemäß § 2 d) versichert gilt: 
Abflussleitungen auf dem Grundstück, auf dem der 
Versicherungsort liegt, freizuhalten und vorhandene 
Rückstausicherungen stets funktionsbereit zu halten.

2 � Folgen der Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannte 
Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Teil D Allge
meiner Teil § 9 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei.

§ 16  Besondere Gefahrerhöhende Umstände
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Teil D 
Allgemeiner Teil § 10 kann insbesondere dann vorliegen, 
wenn 
a)	 sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt 

worden ist;
b)	 von der dokumentierten Betriebsbeschreibung abge-

wichen wird, oder um Neu- oder Erweitungsbauten 
durchgeführt werden, oder ein Gebäude oder der 
überwiegende Teil des Gebäudes nicht genutzt wird.

c)	 �Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich an den 
Versicherungsort angrenzen, dauernd oder vorüberge-
hend nicht benutzt werden.
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Teil D  Allgemeiner Teil gilt für die 
Vertragsteile A bis C

§ 1 � Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

1 � Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht 
von Gefahrumständen

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer 
in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt.
2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
a)	 Vertragsänderung

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den 
Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, 
so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil.
�Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten 
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen 
ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil.
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf 
dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

b)	 Rücktritt und Leistungsfreiheit
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die 
Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
verletzt.
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers 
ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht 

angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen 
Bedingungen abgeschlossen hätte.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs
falles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsneh-
mer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versi-
cherer nicht zur Leistung verpflichtet.

c)	 Kündigung
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versiche-
rer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umständen zu gleichen oder anderen Bedingun-
gen abgeschlossen.

d)	 Ausschluss von Rechten des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung a), 
zum Rücktritt b) und zur Kündigung c) sind jeweils 
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht ange-
zeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

e)	 Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3  Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
Die Rechte zur Vertragsänderung 2. a), zum Rücktritt 2. b) 
oder zur Kündigung 2. c) muss der Versicherer innerhalb 
eines Monats in Textform geltend machen und dabei die 
Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur 
Begründung kann er nachträglich weitere Umstände 
innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung 
angeben. 

Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der 
Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils 
geltend gemachte Recht begründen.

4 � Rechtsfolgenhinweis
Die Rechte zur Vertragsänderung 2. a), zum Rücktritt 2. b) 
und zur Kündigung 2. c) stehen dem Versicherer nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der 
Anzeigepflicht hingewiesen hat.
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5  Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von 
Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertre-
ters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-
rungsnehmers zu berücksichtigen. 

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6  Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 2. a), 
zum Rücktritt 2. b) und zur Kündigung 2. c) erlöschen mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt 
nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. 
Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versiche-
rungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht 
vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 2 � Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- 
oder Einmalprämie

1  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt.

2 � Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungs
beginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
ist die erste oder einmalige Prämie – unabhänging vom 
Bestehen eines Widerspruchsrechts – unverzüglich zu 
zahlen.

�Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie.

3 � Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann 
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Zahlung nicht bewirkt ist.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4  Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor 
Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungsfall 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der 
Prämie aufmerksam gemacht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 � Dauer und Ende des Vertrages

1 � Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

2 � Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.

3  Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs
jahres zugehen.
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4  Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. Dies gilt nicht, wenn für die 
erste Laufzeit nach Abschluss des Vertrags deshalb 
weniger als ein Jahr vereinbart ist, um die folgenden Ver-
sicherungsjahre zu einem bestimmten Kalendertag, z. B. 
dem 1. Januar eines jeden Jahres,  
beginnen zu lassen.

5 � Wegfall des versicherten Interesses (gilt nur für die 
Glasversicherung gem. Teil B)

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt. Soweit Versicherungsschutz für Glas in der 
gewerblichen Inhaltsversicherung vereinbart ist, gilt als 
Wegfall des versicherten Interesses insbesondere das 
Ende der Verfügungsgewalt des Versicherungsnehmers 
über die versicherten Geschäftsräume oder Betriebsstätte.

6 � Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch 
Realgläubiger 

Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemel-
det, ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses 
durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die 
Gefahrengruppe Feuer nur wirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer mindestens einen Monat vor Ablauf des 
Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätestens zulässig 
war, das Grundstück nicht mit der Hypothek belastet war 
oder dass der Hypothekengläubiger der Kündigung zuge-
stimmt hat. Dies gilt nicht für eine Kündigung nach Ver-
äußerung oder im Versicherungsfall.

§ 4  Folgeprämie

1 � Fälligkeit 
a)	 Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 

der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.
b)	 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des 

im Versicherungsschein oder in der Prämienrechnung 
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2 � Schadenersatz bei Verzug
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folge-
prämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz 
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu 
verlangen.

3 � Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach 
Mahnung

a)	 Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei 
nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf 
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und 
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab 
Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung). 
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf 
die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht – auf Grund der nicht fristgerechten Zahlung 
hinweist.

b)	 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 
mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

c)	 Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündi-
gen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung 
der geschuldeten Beträge in Verzug ist.
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist.
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen. 

4 � Zahlung der Prämie nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung 
oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die 
Zahlung leistet. 

Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers 
(Nr. 3 b)) bleibt unberührt.

§ 5 � Lastschriftverfahren

1  Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen.

Seite 40/58BAS  0167  10.22



Allgemeine Versicherungsbedingungen

2 � Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der 
Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen.

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, 
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die aus-
stehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu über-
mitteln.

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 6  Ratenzahlung
Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als 
gestundet.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungspe-
riode werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer 
mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder 
wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 � Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1 � Allgemeiner Grundsatz
a)	 Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnis-

ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem 
Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derje-
nige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

b)	 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie 
zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Ver-
sicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interes-
ses Kenntnis erlangt hat.

2 � Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a)	 Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu 
widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Ver-
sicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, 
über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zah-
lenden Betrag hingewiesen und der Versicherungs-
nehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungs-
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versicherungs-
jahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versi-
cherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

b)	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht ange-
zeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil die einmalige oder die erste 
Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht 
dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c)	 �Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
beendet, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

d)	 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei 
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das 
Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges 
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse 
genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann 
jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem 
Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kennt-
nis erlangt.

§ 8 � Tarifanpassung

1. � Der Prämiensatz wird unter Berücksichtigung der 
Schadenaufwendungen, der Kosten (Provisionen, 
Sach- und Personalkosten und Aufwand für Rück
versicherung), des Gewinnansatzes und ggf. der Feuer-
schutzsteuer kalkuliert. 

2. � Der Versicherer ist berechtigt, den Prämiensatz für 
bestehende Versiche-rungsverträge jährlich zu über-
prüfen. Hierbei ist zusätzlich auf der Basis der bisheri-
gen Schadenentwicklung auch die voraussichtliche 
künftige Entwicklung des unternehmensindividuellen 
Schadenbedarfs zu berücksichtigen. 
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3. � Tarifliche Anpassungen von Prämiensätzen können 
vom Versicherer zur Hauptfälligkeit des Vertrages mit 
Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres 
vorgenommen werden. 

4. � Der Prämiensatz wird für Teile des Gesamtbestandes, 
die nach objektiv risikobezogenen Kriterien abgrenz-
bar sind (z. B. Nutzungsart der Gebäude, Bauart, Alter 
oder geographische Lage), mittels anerkannter 
mathematisch-statistischer oder geographischer 
Verfahren getrennt ermittelt.  
 
Preissteigerungen, die in die Entwicklung des Anpas-
sungsfaktors eingeflossen sind, dürfen bei der Neukal-
kulation nicht noch einmal berücksichtigt werden. 

5. � Der Versicherer ist berechtigt, einen sich ergebenden 
Anpassungsbedarf an die betroffenen Versicherungs-
verträge weiterzugeben.

5.1. � Prämiensenkungen gelten automatisch – auch ohne 
Information des Versicherungsnehmers – als verein-
bart. 

5.2. � Prämienerhöhungen werden dem Ver
sicherungsnehmer unter Gegenüberstellung der 
alten und neuen Prämienhöhe mindestens einen 
Monat vor Hauptfälligkeit mitgeteilt. Der Versiche-
rungsnehmer kann den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung, 
kündigen. 

6. � Nachlässe bleiben von der Tarifanpassung unberührt. 

7. � Die bedingungsgemäße Änderung des Anpassungs-
faktors bei Vereinbarung der gleitenden Neuwertver-
sicherung gemäß § 7 Nr. 1 a) aa) von diesen Bestim-
mungen unberührt. 

§ 9 � Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
a)	 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der 

Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungs-
falles zu erfüllen hat, sind:
aa)	� die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 

sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften;

bb)	� die Einhaltung aller sonstigen vertraglich 
vereinbarten Obliegenheiten.

b)	 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu 
erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grobfahrlässig verletzt hat.

2 � Obliegenheiten bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalls

a)	 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls
aa)	� nach Möglichkeit für die Abwendung und 

Minderung des Schadens zu sorgen;
bb)	� dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem 

er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen;

cc)		� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten;

dd)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen. Erteilen mehrere an dem Versiche-
rungsvertrag beteiligte Versicherer unterschied-
liche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

ee)	� Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzei-
gen;

ff)		� dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen;

gg)		� das Schadenbild so lange unverändert zu 
lassen, bis die Schadenstelle oder die beschä-
digten Sachen durch den Versicherer freigege-
ben worden sind. Sind Veränderungen unum-
gänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar 
zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die 
beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren;

hh)	� soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungs-
falles oder des Umfanges der Leistungspflicht 
des Versicherers erforderlich ist sowie jede Unter-
suchung über Ursache und Höhe des Schadens 
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und über den Umfang der Entschädigungspflicht 
zu gestatten;

ii)		� vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann;

b)	 Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Ver-
sicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegen-
heiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit 
ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen 
Umständen möglich ist.

3  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
a)	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 

nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b)	 Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist.

c)	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit so ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 10  Gefahrerhöhung

1  Begriff der Gefahrerhöhung
a)	 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 

Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat-
sächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 
eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerecht-
fertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahr-
scheinlicher wird.

b)	 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher 
Umstand ändert nach dem der Versicherer vor Ver-
tragsschluss gefragt hat.

c)	 Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 
den Umständen als mitversichert gelten soll.

2  Pflichten des Versicherungsnehmers
a)	 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-

sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

b)	 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

c)	 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis 
erlangt hat.

3 � Kündigung oder Vertragsanpassung durch den 
Versicherer

a)	 Kündigungsrecht des Versicherers
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Ver-
pflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahr-
lässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.

b)	 Vertragsänderung
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlan-
gen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen.
Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf 
dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4  Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertrags-
anpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht inner-
halb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der 
Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
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Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahr
erhöhung bestanden hat.

5  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
a)	 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 

ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b)	 Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der 
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein 
müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig ver-
letzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leis-
tungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn 
ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem 
ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, 
bekannt war.

c)	 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
aa)	� soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 

dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für 
den Eintritt des Versicherungsfalles oder den 
Umfang der Leistungspflicht war oder

bb)	� wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungs-
falles die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt 
war oder

cc)		� wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte 
Prämie verlangt.

§ 11  Überversicherung

1. � Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des 
versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der 
Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlan-
gen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die 
Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herab
gesetzt wird.  
 
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die 
Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, den der 

Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag 
von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen 
worden wäre.

2.  �Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt. 

§ 12  Mehrere Versicherer

1  Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben.

2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Ver-
sicherer unter den in Teil D Allgemeiner Teil § 9 Nr. 2 
beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berech-
tigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen 
Versicherung erlangt hat.

3 � Haftung und Entschädigung bei Mehrfach
versicherung

a)	 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versi-
cherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne 
Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung 
vor.

b)	 Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner 
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; 
der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens 
verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung 
für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch 
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aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht 
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche-
rungssummen, aus denen die Prämien errechnet 
wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. 
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermä-
ßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu 
leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche-
rungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre.

c)	 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.

4  Beseitigung der Mehrfachversicherung
a)	 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den 

die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kennt-
nis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung 
geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der 
Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung 
der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklä-
rung dem Versicherer zugeht.

b)	 Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn 
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, 
dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsver-
träge der Versicherungswert gesunken ist. 
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsver-
träge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versi
cherer geschlossen worden, kann der Versicherungs-
nehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Prämien verlangen. 

§ 13  Versicherung für fremde Rechnung

1 � Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag 
im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versi-
cherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem 
Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht 
auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Ver-
sicherte den Versicherungsschein besitzt.

2  Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der 
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3 � Kenntnis und Verhalten
a)	 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-

rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind 
bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die 
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 
berücksichtigen.
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der 
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen 
lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des 
Versicherungsnehmers ist.

b)	 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichti-
gung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder 
nicht zumutbar war.

c)	 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat.

§ 14 � Kosten für die Abwendung, Minderung und 
Ermittlung des Schadens 

1 � Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens

a)	 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

b)	 Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall 
abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, 
geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz 
nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträgli-
chen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnis-
mäßig und erfolgreich waren oder die  
Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.

c)	 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) 
entsprechend kürzen.

d)	 Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Ent-
schädigung betragen zusammen höchstens die 
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Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies gilt 
jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind.

e)	 Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß 
a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen.

f)	 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im 
öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet 
sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse 
erbracht werden. 

2  Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
a)	 Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 

Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den 
Umständen nach geboten waren.
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständi-
gen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflich-
tet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

b)	 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend 
kürzen.

§ 15  Übergang von Ersatzansprüchen

1 � Übergang von Ersatzansprüchen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, so weit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. 

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. 

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsneh-
mers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Scha-
dens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang 
nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person 
hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

2  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht 
unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschrif-
ten zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs 
auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den 
Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs
nehmer.

§ 16  Kündigung nach dem Versicherungsfall

1  Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der 
anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach 
Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zuge-
gangen sein.

Bei den Teilen A bis C dieses Bedingungswerkes (Sach-
substanz-, Mietverlust- und Glasversicherung) handelt es 
sich jeweils um rechtlich selbständige Verträge, die im 
Versicherungsfall nach den vorgenannten Bestimmun-
gen einzeln gekündigt werden können.

Der Teil A (Sachsubstanzversicherung) gliedert sich in ein-
zelne Gefahrengruppen (Ziffer 1 bis 6 ). Die Gefahrengrup-
pen der Ziffer 1 bis 5 stellen einen gebündelten und somit 
rechtlich selbständigen Vertrag dar. Jede Gefahren-
gruppe der Ziffern 1 bis 5 kann daher im Versicherungsfall 
nach den vorgenannten Bestimmungen einzeln gekün-
digt werden.

Abweichende Bestimmungen zu Gefahrengruppe Teil A 
Ziffer 6 (Unbenannte Gefahren): Der Einschluss der Ziffer 6 
(Unbenannte Gefahren) ist nur in Verbindung mit den 
Gefahrengruppen Ziffer 1 bis 5 möglich. Es liegen dann 
keine rechtlich selbstständigen Verträge vor, sondern ein 
verbundenes Bedingungswerk. Im Versicherungsfall ist 
dann nur die Kündigung des Gesamtvertrages nach den 
vorgenannten Bestimmungen möglich.

Der Teil C (Mietverlustversicherung) gliedert sich in ein-
zelne Gefahrengruppen (§ 2 a) bis f). Die Gefahrengrup-
pen gemäß § 2 a) bis e) stellen einen gebündelten und 
somit rechtlich selbständigen Vertrag dar. Jede Gefahren-
gruppe a) bis e) kann daher im Versicherungsfall nach 
den vorgenannten Bestimmungen einzeln gekündigt 
werden.
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Abweichende Bestimmungen zu Gefahrengruppe § 2 f) 
Unbenannte Gefahren: Der Einschluss der Gefahren-
gruppe f) (Unbenannte Gefahren) ist nur in Verbindung 
mit den Gefahrengruppen a) bis e) möglich. Es liegen 
dann keine rechtlich selbstständigen Verträge vor, 
sondern ein verbundenes Bedingungswerk. Im Versiche-
rungsfall ist dann nur die Kündigung des Gesamtvertra-
ges nach den vorgenannten Bestimmungen möglich.

2  Kündigung durch Versicherungsnehmer
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird.

3 � Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 17 � Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1 � Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles

a)	 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Ent-
schädigungspflicht frei.
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräf-
tiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätz-
liche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

b)	 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen.

2 � Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs
falles

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Ent-
schädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht.

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den 

Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugs
versuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen.

§ 18 � Anzeigen / Willenserklärungen / Anschriften
änderungen

1  Form
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so 
weit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und 
die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in 
Textform abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständige bezeichnete 
Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen 
über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben 
unberührt.

2 � Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namens
änderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. 

Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht 
angezeigten Namensänderung. 

Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des 
Briefes als zugegangen.

3 � Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung. 

§ 19  Vollmacht des Versicherungsvertreters

1  Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen betreffend
a)	 den Abschluss bzw. den Widerruf eines 

Versicherungsvertrages;
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b)	 ein bestehendes Versicherungsverhältnis 
einschließlich dessen Beendigung;

c)	 Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 
Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

2  Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Ver-
sicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

3  Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zah-
lungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang 
mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. 
Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versiche-
rungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die 
Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte 
oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 20  Repräsentanten
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 21 � Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren.

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahr-
lässigkeit erlangen müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang 
der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 22  Zuständiges Gericht

1 � Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungs
vermittler

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen 
der ZPO auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage
erhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche 
Versicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer 
seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die 
Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen 
Gericht geltend machen.

2 � Klagen gegen Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung gegen den Versicherungsneh-
mer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es 
sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung 
handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei 
dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbe
betriebes zuständigen Gericht geltend machen.

3 � Wohnsitz-, Sitz- oder Niederlassungsverlegung
Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt oder den Sitz oder die Niederlassung des 
Gewerbebetriebes ins Ausland verlegt, oder sein Wohn-
sitz oder gewöhnlicher Aufenthalt oder der Sitz  oder die 
Niederlassung des Gewerbebtriebes zum Zeitpunkt der 
Klageerhebung unbekannt sind, ist der Gerichtsstand für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung in Bad Homburg.

§ 23  Anzuwendendes Recht
�Für alle Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragspart-
nern ist ausschließlich deutsches Recht anwendbar.
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TEIL E  Optionale Klauseln

1 � Optionale Klauseln für Teil A Sachsubstanz-
Versicherung 

Nachstehende optionale Klauseln gelten nur für die 
jeweils beantragte Gefahrengruppe und nur sofern sie 
vereinbart und im Versicherungsschein ausgewiesen 
sind.

Gemeinsame Klauseln für die Gefahrengruppen Feuer, 
Leitungswasser, Sturm, Elementar, EC-Gefahren und 
Unbenannte Gefahren

1196  Ausschluss von Schäden durch Terrorakte
Ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen und ungeach-
tet etwaiger abweichender Bestimmungen gelten Sach- 
und Betriebsunterbrechungsschäden durch Terrorakte 
sowie Kosten oder Aufwendungen jeder Art im Zusam-
menhang mit Terrorakten als ausgeschlossen. Terrorakte 
sind jegliche Handlungen von Personen oder Personen-
gruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer, 
ideologischer oder ähnlicher Ziele, die geeignet sind, 
Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der 
Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regie-
rung oder staatliche Einrichtung Einfluss zu nehmen. 

1197  Einschluss von Schäden durch Terrorakte
Abweichend von Klausel „Ausschluss von Schäden durch 
Terrorakte“ Klausel Nr. 1196 und nur im Rahmen der nach 
den Bestimmungen dieses Vertrages versicherten Gefah-
ren gelten, Sach- und Betriebsunterbrechungsschäden 
und Kosten durch Terrorakte nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen als mitversichert: 
1.	 �Der Sachschaden muß sich in Deutschland ereignen. 

Betriebsunterbrechungsschäden sind nur versichert, 
wenn sich sowohl der auslösende Sachschaden als 
auch die Betriebsunterbrechung in Deutschland ereig-
nen und auswirken.

2.	 Ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen bleiben 
nachstehende Sach- und Betriebsunterbrechungs-
schäden sowie Kosten jeder Art im Zusammenhang 
damit, stets ausgeschlossen. 

2.1 � Kontaminationskosten durch chemische oder 
biologische Substanzen

2.2 � Schäden durch Ausfall von Versorgungsleistungen 
(z. B. Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation). 

2.3  Rückwirkungsschäden

2.4  Schäden durch Zugangsbeschränkungen

3 � Der Wiedereinschluss von Terrorakten kann vom 
Versicherungsnehmer oder Versicherer jederzeit ohne 
Einhalten einer Frist gekündigt werden. Die Kündigung 
wird eine Woche nach Zugang wirksam. 

1307 � Berücksichtigung von behördlichen Wieder
herstellungsbeschränkungen für Restwerte 

1.	 Abweichend von den dem Vertrag zugrunde liegenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen sind bei der 
Anrechnung des Restwertes für die versicherte und 
vom Schaden betroffene Sache behördliche Wieder-
herstellungsbeschränkungen zu berücksichtigen. Die 
Entschädigung ist jedoch begrenzt mit dem Betrag, 
der sich vertragsmäßig ergeben würde, wenn die ver-
sicherte und vom Schaden betroffene Sache zerstört 
worden wäre, gekürzt um den Altmaterialwert abzüg-
lich Aufräumungs- und Abbruchkosten.

2.	 Die Berücksichtigung von behördlichen Wiederherstel-
lungsbeschränkungen für Restwerte erfolgt nur, soweit 
sie auf der Grundlage vor Eintritt des Versicherungs
falles erlassener Gesetze und Verordnungen beruhen. 
Soweit behördliche Auflagen mit Fristsetzung vor Ein-
tritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, werden sie 
für die Restwerte nicht berücksichtigt.

3.	 �Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch 
entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch 
Beschränkungen der vorgenannten Art verzögert, 
werden nicht ersetzt. Sofern für versicherte und vom 
Schaden betroffene Sachen die Preisdifferenz-Versi-
cherung vereinbart ist, werden Mehrkosten infolge 
Preissteigerungen ersetzt, die dadurch entstehen, 
dass sich die Wiederherstellung durch Beschränkun-
gen der vorgenannten Art verzögert. Ziffer 4 der Ver-
einbarung „Preisdifferenz-Versicherung“ wird insoweit 
abgeändert.

4.	 �Soweit ein Ersatzanspruch gegenüber einem Dritten 
entsteht, verpflichtet sich der Versicherungsnehmer, 
diesen in Höhe des fällig werdenden Mehrbetrages an 
den Versicherer abzutreten.

1601 � Erweiterte Anerkennung
1.	 �Der Versicherer erkennt an, dass ihm alle Gefahr

umstände wahrheitsgemäß und vollständig ange-
zeigt worden sind, die nach Teil D Allgemeiner Teil § 1 
ABBGG 2008 der dem Vertrag zugrunde liegenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen anzeige-
pflichtig waren.
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2.	 Dies gilt jedoch nicht für Umstände, die arglistig 
verschwiegen worden sind.

1604  Anerkennung
1.	 Hat der Versicherer das versicherte Risiko besichtigt 

und liegt ein Besichtigungsbericht vor, so erkennt der 
Versicherer an, dass ihm alle Gefahrumstände wahr-
heitsgemäß und vollständig angezeigt worden sind, 
die nach an, dass ihm alle Gefahrumstände wahr-
heitsgemäß und vollständig angezeigt worden sind, 
die nach Teil D Allgemeiner Teil § 1 ABBGG 2008 der 
den Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen anzeigepflichtig waren. 

2.	 Dies gilt jedoch nicht für Umstände, die arglistig ver-
schwiegen worden sind.

1703  Vorsorgeversicherungssumme
1.	 Die Vorsorgeversicherungssumme verteilt sich auf die 

Versicherungssummen der Positionen, für die sie ver-
einbart ist und bei denen Unterversicherung besteht 
oder bei denen die Versicherungssumme wegen ent-
standener Aufwendungen für Abwendung oder Minde-
rung des Schadens nicht ausreicht.

2.	 Für die Aufteilung ist das Verhältnis der Beträge maß-
gebend, um die die Versicherungswerte der einzelnen 
Positionen die Versicherungssummen übersteigen, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, welche Positionen 
durch den Versicherungsfall betroffen sind.

1707 � Wertzuschlag mit Einschluss von Bestands
erhöhungen

1.	 Die Versicherungssummen für Positionen, zu denen 
dies besonders vereinbart ist, werden gebildet aus 
den Werten der versicherten Sachen auf der Preisbasis 
des Jahres 1970 (Grundsumme) und den Wertzuschlä-
gen für Preissteigerungen.

2.	 �Der Versicherungsnehmer überprüft zu Beginn jedes 
Versicherungsjahres die Wertzuschläge. Veränderun-
gen gelten rückwirkend vom Beginn des Versiche-
rungsjahres an, wenn sie innerhalb der ersten drei 
Monate des Versicherungsjahres beantragt wurden. 
Solange kein Antrag gemäß Abs. 1 Satz 2 gestellt ist, 
gilt hilfsweise folgende Regelung: Die Wertzuschläge 
verändern sich ab Beginn jedes Versicherungsjahres 
um die Prozentpunkte, um die sich der Preisindex für 
gewerbliche Betriebsgebäude aus der Fachserie 17, 
Reihe 4, und der Index für gewerbliche Arbeitsmaschi-
nen aus der Fachserie 17, Reihe 2, gegenüber dem 
Vorjahr verändert haben.

3.	 Soweit sie angewendet werden, sind für Nr. 2 die vom 
Statistischen Bundesamt vor Beginn des 

Versicherungsjahres zuletzt veröffentlichten 
Preisindizes maßgebend.

4.	 �Nachversicherungen von Bestandserhöhungen gelten 
rückwirkend, wenn sie innerhalb von drei Monaten 
beantragt wurden.

5.	 Der Versicherer haftet bis zur Grundsumme zuzüglich 
doppeltem Wertzuschlag, sofern der Gesamtbetrag 
aus Grundsumme und Wertzuschlag bei Beginn des 
Versicherungsjahres ausreichend war und Bestands-
erhöhungen rechtzeitig ausreichend nachversichert 
worden sind. Grundsumme und Wertzuschlag gelten 
als richtig bemessen, wenn sie durch eine dem Versi-
cherer eingereichte Schätzung eines Sachverständi-
gen festgesetzt worden sind.
Falls diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, haftet 
der Versicherer für den Schaden nur im Verhältnis der 
Versicherungssumme im Zeitpunkt ihrer gemäß Nr. 2 
und Nr. 4 letztmalig erforderlichen Festsetzung zum 
Versicherungswert am gleichen Tag. 

6.	 Die Vertragsparteien können die vorstehenden Verein-
barungen durch Kündigung mit sechswöchiger Frist 
außer Kraft setzen.

1708 � Wertzuschlag ohne Einschluss von Bestands
erhöhungen

1.	 �Die Versicherungssummen für Positionen, zu denen 
dies besonders vereinbart ist, werden gebildet aus 
den Werten der versicherten Sachen auf der Preisbasis 
des Jahres 1970 (Grundsumme) und den Wertzuschlä-
gen für Preissteigerungen.

2.	 �Der Versicherungsnehmer überprüft zu Beginn jedes 
Versicherungsjahres die Wertzuschläge. Veränderun-
gen gelten rückwirkend vom Beginn des Versiche-
rungsjahres an, wenn sie innerhalb der ersten drei 
Monate des Versicherungsjahres beantragt wurden.
Solange kein Antrag gemäß Abs. 1 Satz 2 gestellt ist, 
gilt hilfsweise folgende Regelung:
Die Wertzuschläge verändern sich ab Beginn jedes 
Versicherungsjahres um die Prozentpunkte, um die 
sich der Preisindex für gewerbliche Betriebsgebäude 
aus der Fachserie 17, Reihe 4, und der Index für 
gewerbliche Arbeitsmaschinen aus der Fachserie 17, 
Reihe 2, gegenüber dem Vorjahr verändert haben.

3.	 Soweit sie angewendet werden, sind für Nr. 2 die vom 
Statistischen Bundesamt vor Beginn des Versiche-
rungsjahres zuletzt veröffentlichten Preisindizes maß-
gebend.

4.	 �Der Versicherer haftet bis zur Grundsumme zuzüglich 
doppeltem Wertzuschlag, sofern der Gesamtbetrag 
aus Grundsumme und Wertzuschlag bei Beginn des 
Versicherungsjahres ausreichend war.

Seite 50/58BAS  0167  10.22



Allgemeine Versicherungsbedingungen

Grundsumme und Wertzuschlag gelten als richtig 
bemessen, wenn sie durch eine dem Versicherer einge-
reichte Schätzung eines Sachverständigen festge-
setzt worden sind.
Falls diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, haftet 
der Versicherer für den Schaden nur im Verhältnis der 
Versicherungssumme im Zeitpunkt ihrer gemäß Nr. 2 
letztmalig erforderlichen Festsetzung zum Versiche-
rungswert am gleichen Tag. 

5.	 Die Vertragsparteien können die vorstehenden Verein-
barungen durch Kündigung mit sechswöchiger Frist 
außer Kraft setzen.

1709  Vorsorgeversicherung für Bestandserhöhungen
1.	� Bestandserhöhungen des laufenden Versicherungs-

jahres, die nicht durch Nachtrag in die Versicherungs-
summe übernommen worden sind, sind im Rahmen 
der Vorsorge-Positionen des Versicherungsvertrages 
unter der Voraussetzung versichert, dass
a)	 die Vereinbarung “Wertzuschlag ohne Einschluss 

von Bestandserhöhungen” getroffen ist und
b)	 das Versicherungsjahr dem Geschäftsjahr 

entspricht.
2.	� Die Versicherungssummen für Positionen, zu denen 

dies besonders vereinbart ist, erhöhen sich ohne 
besonderen Antrag jeweils mit Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres vorübergehend um den entspre-
chenden Betrag der Vorsorgeversicherungssumme. 
Die Erhöhungen sind sobald als möglich durch die 
festgestellten endgültigen Summen zu ersetzen.

3.	� Für die Umrechnung der in die Positionen gemäß Nr. 2 
Satz 1 zu übernehmenden Vorsorgeversicherungs-
summen auf den Wert 1970 ist der Index des Anschaf-
fungsjahres maßgebend. 

4.	� Die Vorsorgeversicherung bleibt, soweit nicht der 
Versicherungsnehmer eine Änderung beantragt, in der 
bisherigen Höhe bestehen und gilt jeweils für die 
Bestandszugänge des nächsten Jahres.

5.	� Für diese Vorsorgeversicherung wird eine Vorauszah-
lung in Höhe eines Drittels der Jahresprämie aus den 
Vorsorgeversicherungssummen erhoben. In der 
Schlussabrechnung wird die halbe Jahresprämie aus 
den im abgelaufenen Jahr in Anspruch genommenen 
Teilen der Vorsorgeversicherungssumme berechnet. 
Die so ermittelte Differenz ist nachzuentrichten oder 
zurückzugewähren.

6.	� Mit der Erhöhung der Positionen gemäß Nr. 2 Satz 1 ist 
die Jahresprämie für die hinzutretenden Versiche-
rungssummen fällig. Abschließend abgerechnet wird 
die Jahresprämie bei Aufgabe der endgültigen Versi-
cherungssumme.

1801 � Führung
Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen 
und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für 
alle beteiligten Versicherer entgegenzunehmen.

1802  Gesetzliche Vertreter, Repräsentanten
1.	� Als gesetzliche Vertreter stehen dem Versicherungs-

nehmer gleich bei:
a)	 Aktiengesellschaften – die Mitglieder des Vor-

stands
b)	 �Gesellschaften mit beschränkter Haftung – die 

Geschäftsführer
c)	 Kommanditgesellschaften – die Komplementäre
d)	 	offene Handelsgesellschaften – die Gesellschafter
e)	 Einzelfirmen – die Inhaber
f)	 anderen Rechtsformen (z. B. Genossenschaften, 

Vereinen, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts) – die nach den gesetzlichen Vorschriften 
berufenen Vertretungsorgane.

2.	� Repräsentanten sind solche Personen, die in dem 
Geschäftsbereich, zu dem das versicherte Risiko 
gehört, auf Grund eines Vertretungs- oder ähnlichen 
Verhältnisses anstelle des Versicherungsnehmers die 
Obhut über diese Sachen ausüben und befugt sind, 
selbständig für den Versicherungsnehmer in einem 
gewissen, nicht ganz unbedeutenden Umfang, zu 
handeln (Risikoverwaltung). Repräsentanten sind ins-
besondere der verantwortliche Betriebs-, Werks- oder 
Niederlassungsleiter.

1803 � Makler
Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist 
bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Diese hat er 
unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten.

1804  Prozessführung
Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten 
Versicherer die gleichen sind, ist folgendes vereinbart:
1.	 Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus 

diesem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den 
führenden Versicherer und nur wegen dessen Anteil 
gerichtlich geltend machen.

2.	 Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den 
führenden Versicherer rechtskräftig gewordene Ent-
scheidung sowie die von diesem mit dem Versiche-
rungsnehmer nach Rechtshängigkeit geschlossenen 
Vergleiche als auch für sich verbindlich an..

3.	 �Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 
Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des 
Beschwerdegegenstandes oder im Falle der Revision 
den Wert der mit der Revision geltend zu machenden 
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Beschwerde nicht erreicht, ist der Versicherungsneh-
mer berechtigt und auf Verlangen des führenden oder 
eines mitbeteiligten Versicherers verpflichtet, die 
Klage auf einen zweiten, erforderlichenfalls auf 
weitere Versicherer auszudehnen, bis diese Summe 
erreicht ist. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, 
so gilt Nr. 2 nicht.

Klauseln für die Gefahrengruppe Feuer

3602  Elektrische Anlagen
1.	 Der Versicherungsnehmer hat die elektrischen 

Anlagen alle 12 Monate auf seine Kosten durch einen 
von der VdS Schadenverhütung GmbH oder einer glei-
chermaßen qualifizierten Zertifizierungsstelle aner-
kannten Sachverständigen prüfen und sich ein 
Zeugnis darüber ausstellen zu lassen. In dem Zeugnis 
muss eine Frist gesetzt sein, innerhalb derer Mängel 
beseitigt und Abweichungen von den anerkannten 
Regeln der Elektrotechnik, insbesondere von den ein-
schlägigen VDE-Bestimmungen, sowie Abweichungen 
von den Sicherheitsvorschriften, die dem Vertrag zu 
Grunde liegen, abgestellt werden müssen. 

2.	 Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer das 
Zeugnis unverzüglich zu übersenden und die Mängel 
fristgemäß zu beseitigen sowie dies dem Versicherer 
anzuzeigen. 

3.	 Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten 
nach Nr. 1 und 2 ergeben sich aus Teil D Allgemeiner 
Teil §§ 9, 10 ABBGG 2008.

3603  Prüfung von elektrischen Anlagen
Abweichend von der Vereinbarung „Elektrische Anlagen“ 
verzichtet der Versicherer, falls bei einer Prüfung gemäß 
Klausel 3602 dieser Vereinbarung keine erheblichen 
Mängel festgestellt werden, auf die nächstfällige 
Prüfung.

3604 � Nichtanwendung von Sicherheitsvorschriften
1.	 �Auf Gebäude, die nur Wohn-, Büro- oder Sozialzwecken 

dienen, sind die Vereinbarung „Elektrische Anlagen“ 
und die vereinbarten sonstigen  
Sicherheitsvorschriften nicht anzuwenden. Dies gilt 
nicht, wenn sich in den Gebäuden elektronische 
Datenverarbeitungsanlagen befinden.

2.	 Nr. 1 gilt entsprechend für einzelne Räume, die nur 
Wohn-, Büro- oder Sozialzwecken dienen und von den 
übrigen Teilen des Gebäudes feuerbeständig getrennt 
sind.
Dies gilt nicht, wenn sich in den Räumen elektronische 
Datenverarbeitungsanlagen befinden.

3605 � Vorübergehende Abweichung von 
Sicherheitsvorschriften

Vorübergehende Abweichungen von Sicherheits- und 
Betriebsvorschriften bei Bau-, Umbau- und Reparaturar-
beiten auf dem Versicherungsort gelten, soweit sie durch 
zwingende technische Gründe veranlasst sind und bei 
ihrer Durchführung die gebotene erhöhte Sorgfalt beob-
achtet wird, nicht als Vertragsverletzung im Sinne des Teil 
D Allgemeiner Teil § 9 ABBGG 2008, und wenn derartige 
Abweichungen gleichzeitig eine Gefahrerhöhung darstel-
len, auch nicht als Verstoß gegen Teil D Allgemeiner Teil 
§§ 9, 10 ABBGG 2008. Abweichungen über die im Versiche-
rungsvertrag vereinbarte Dauer hinaus gelten nicht mehr 
als vorübergehend.

3607  Betriebsstilllegung
1.	 Mit Stilllegung des Betriebes sind sämtliche Räume 

des Versicherungsorts zu reinigen. Kehricht und 
Abfälle sind zu beseitigen.

2.	 Die Löscheinrichtungen müssen stets in gebrauchsfä-
higem Zustand erhalten werden. Beschädigte Schlös-
ser, Türen oder Fenster sind unverzüglich wiederherzu-
stellen.

3.	 Es muss für eine ständige Beaufsichtigung des Grund-
stücks durch eine zuverlässige Person gesorgt werden, 
die sämtliche Räume möglichst täglich, mindestens 
aber jeden zweiten Tag einmal zu begehen und die 
verschließbaren Räume nach jeder Revision wieder zu 
verschließen hat.

4.	 Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten 
gemäß Nr. 1 bis Nr. 3 ergeben sich aus Teil D Allgemei-
ner Teil §§ 9, 10 ABBGG 2008.

3608  Verzicht auf Ersatzansprüche
Der Versicherungsschutz bleibt unberührt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls im 
Rahmen des Üblichen auf Ersatzansprüche für Brand- 
oder Explosionsschäden verzichtet hat.

3610 � Brandschutzanlagen 
1.	� Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude, 

Räume oder Einrichtungen sind mit einer ebenfalls im 
Versicherungsvertrag bezeichneten Brandschutzan-
lage ausgestattet, die in Übereinstimmung mit den 
relevanten Richtlinien der VdS Schadenverhütung 
GmbH oder qualitativ vergleichbaren Regelwerken 
erstellt und betrieben werden. Brandschutzanlagen 
sind insbesondere
a)	 Brandmeldeanlagen;
b)	 Brandmeldeanlagen mit erhöhten Anforderungen;
c)	 Wasserlösch-, Sprinkleranlagen;
d)	 Sprühwasser-Löschanlagen;
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e)	 Löschanlagen mit gasförmigen Löschmitteln;
f)	 Schaum-Löschanlagen;
g)	 Pulver-Löschanlagen;
h)	 Rauch- und Wärmeabzugsanlagen;
i)	 Funkenerkennungs-, Funkenausscheidungs- und 

Funkenlöschanlagen.
2.	� Anlagen gemäß Nr. 1 a) oder Nr. 1 h) sind dem Versi-

cherer durch ein Installationsattest angezeigt, das 
dem VdS- oder einem vergleichbaren Mustervordruck 
entspricht. Anlagen gemäß Nr. 1 b) bis Nr. 1 g) und Nr. 
1 i) sind durch die Technische Prüfstelle der VdS Scha-
denverhütung GmbH oder durch eine gleichermaßen 
qualifizierte Prüfstelle abgenommen und dem Versi-
cherer durch ein Abnahmezeugnis angezeigt.

3.	� Der Versicherungsnehmer hat auf seine Kosten
a)	 die baulichen und betrieblichen Gegebenheiten, 

von denen die Wirksamkeit der Anlage abhängt, 
stets in einem den VdS-Richtlinien oder qualitativ 
vergleichbaren Regelwerken entsprechenden 
Zustand zu erhalten;

b)	 die Anlage stets in gutem, funktionstüchtigem 
Zustand zu erhalten und zu betreiben sowie die 
Bedienungsanleitungen zu beachten;

c)	 bei Störungen der Anlage darauf zu achten, dass 
nur der defekte Anlageteil außer Betrieb genom-
men wird;

d)	 für die Dauer von Störungen oder Außerbetrieb-
nahmen der Anlage geeignete Vorsichtsmaßnah-
men zu treffen;

e)	 Störungen oder Außerbetriebnahmen von Anlagen 
gemäß Nr. 1 c) bis Nr. 1 g) und Nr. 1 i) unverzüglich 
dem Versicherer anzuzeigen;

f)	 Störungen der Anlage unverzüglich durch eine 
durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder eine 
gleichermaßen qualifizierte Zertifizierungsstelle 
anerkannte Fachfirma beseitigen zu lassen, auch 
wenn die Anlage nur teilweise funktionsuntüchtig 
ist;

g)	 Änderungen an der Anlage nur durch eine durch 
die VdS Schadenverhütung GmbH oder eine glei-
chermaßen qualifizierte Zertifizierungsstelle aner-
kannte Fachfirma vornehmen zu lassen;

h)	 ein Betriebsbuch (Kontrollbuch) nach VdS- oder 
vergleichbarem Mustervordruck zu führen;

i)	 dem Versicherer auf dessen Kosten jederzeit die 
Überprüfung der Anlage durch die VdS Schaden
verhütung GmbH oder durch eine gleichermaßen 
qualifizierte Prüfstelle zu gestatten.

4.	� Der Versicherungsnehmer hat ferner auf seine Kosten
a)	 Anlagen gemäß Nr. 1 a) und Nr. 1 b) vierteljährlich 

sowie Anlagen gemäß Nr. 1 h) halbjährlich und 
außerdem nach jeder Änderung der Anlagen durch 
eine Fachkraft inspizieren und die dabei festge-
stellten Mängel unverzüglich durch eine durch die 
VdS Schadenverhütung GmbH oder eine gleicher-
maßen qualifizierte Zertifizierungsstelle aner-
kannte Fachfirma beseitigen zu lassen; als Fach
kraft für Brandmeldeanlagen gilt nur, wer auf 
Grund seiner Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrun-
gen sowie seiner Kenntnis der einschlägigen 
Bestimmungen die ihm übertragenen Arbeiten 
beurteilen und mögliche Gefahren erkennen kann;

b)	 Anlagen gemäß Nr. 1 a), Nr. 1 b) und Nr. 1 h) min-
destens einmal jährlich durch eine von der VdS 
Schadenverhütung GmbH anerkannte Fachfirma 
oder durch eine von einer gleichermaßen qualifi-
zierte Zertifizierungsstelle anerkannte Fachfirma 
warten zu lassen;

c)	 Anlagen gemäß Nr. 1 c) mindestens einmal in 
jedem Kalenderhalbjahr, Anlagen gemäß Nr. 1 d) 
bis Nr. 1 g) und Nr. 1 i) mindestens einmal in jedem 
Kalenderjahr sowie Anlagen gemäß Nr. 1 b) min-
destens alle drei Jahre durch die Technische 
Prüfstelle der VdS Schadenverhütung GmbH oder 
durch eine gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle 
prüfen und etwaige Mängel unverzüglich abzustel-
len oder beseitigen zu lassen; die Erfüllung dieser 
Obliegenheiten ist dem Versicherer durch ein Prüf-
zeugnis nachzuweisen.
Bei Anlagen gemäß Nr. 1 c), deren technische 
Schutzwirkung durch Sachverständige bestimmt 
worden ist und auf die ein Nachlass von mindes-
tens 40 Prozent gewährt wird, kann auf die nächst-
fällige Prüfung verzichtet werden, wenn auf Grund 
der beiden unmittelbar vorausgegangenen Prüfun-
gen der technisch ermittelte Nachlass nicht 
gekürzt wurde. Dies gilt nicht, wenn Gesetze, Ver-
ordnungen oder behördliche Vorschriften halb
jährliche Prüfungen vorschreiben.

5.	� Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten 
gemäß Nr. 3 und Nr. 4 ergeben sich aus Teil D Allgemei-
ner Teil §§ 9, 10 ABBGG 2008 der dem Vertrag zugrunde 
liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen.
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3612  Abweichung von Sicherheitsvorschriften
Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen das 
Gewerbeaufsichtsamt oder die Berufsgenossenschaft 
schriftlich zugestimmt hat, beeinträchtigen die Entschä-
digungspflicht nicht

3801 � Anzeigen des Versicherungsnehmers zur Feuer- oder 
zur Feuer-Betriebsunterbrechungsversicherung

Bestehen eine Feuer- und eine Feuer-Betriebsunterbre-
chungsversicherung bei demselben Versicherer oder 
unter Führung desselben Versicherers, so gelten Anzei-
gen des Versicherungsnehmers jeweils für beide Versi-
cherungen.

3901  Kündigung nach einem Versicherungsfall 
Das Kündigungsrecht gemäß Teil D Allgemeiner Teil § 16 
Nr. 1 ABBGG 2008 gilt für jeden zwischen den Parteien 
bestehenden Feuer- oder Feuer-Betriebsunterbrechungs-
versicherungsvertrag

Klauseln für die Gefahrengruppe Leitungswasser

5101 � Bestimmungswidriger Wasseraustritt aus 
Wasserlöschanlagen 

1.	 Der Versicherer leistet abweichend von Teil A § 1 Nr. 2.2 
a) ii) ABBGG 2008 Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch Wasserlöschanlagen-Leckage 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden 
kommen.

2.	 Wasserlöschanlagen-Leckage ist das bestimmungs-
widrige Austreten von Wasser oder auf Wasser basie-
renden Flüssigkeiten aus einer ortsfesten Wasser-
löschanlage am Versicherungsort.
Zu Wasserlöschanlagen gehören Sprinkler, Wasserbe-
hälter, Verteilerleitungen, Ventile, Alarmanlagen, Pum-
penanlagen, sonstige Armaturen und Zuleitungsrohre, 
die ausschließlich dem Betrieb der Wasserlöschanlage 
dienen.

3.	 Innerhalb von Gebäuden sind Schäden durch
a. � Rohrbruch oder Frost an den versicherten Zu- oder 

Ableitungsrohren der Wasserlöschanlagen; 
b. � Frost an den sonstigen versicherten Einrichtungen 

dieser Anlagen mitversichert.
Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte 
Baukörper, einschließlich der Bodenplatte. Soweit 
nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und 
Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend 
oder nicht tragend) nicht versichert.

4.	 �Nicht versicherte Schäden
a. � Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 

mitwirkende Ursachen Schäden durch
aa) � Druckproben;

bb) � Umbauten oder Reparaturarbeiten an 
Gebäuden oder an der Wasserlöschanlage;

cc) � Schwamm; 
dd) � Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 

Wasserlöschanlagen-Leckage die Erdsenkung 
oder den Erdrutsch  
verursacht hat

ee) � Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges seiner Teile oder 
seiner Ladung;

ff)		�Erdbeben.
b) � Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

Schäden an
aa) � Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäu-
den befindlichen Sachen,

bb) � Sachen die noch nicht betriebsfertig aufge-
stellt oder montiert sind oder deren Probelauf 
noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist (Mon-
tageobjekte).

5.	 Wasserlöschanlagen gemäß Nr. 2 sind von der Techni-
schen Prüfstelle der VdS Schadenverhütung GmbH 
oder von einer gleichermaßen qualifizierten Prüfstelle 
abgenommen und werden regelmäßig durch eine von 
den Versicherern anerkannte Überwachungsstelle 
überprüft. Im Übrigen gelten Nr. 3 und Nr. 4 der Verein-
barung „Brandschutzanlagen“.

6.	 Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten 
von Nr. 5 ergeben sich aus Teil D Allgemeiner Teil §§ 9, 
10 ABBGG 2008.

7.	 Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die 
vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt.

Klauseln für die Gefahrengruppe Unbenannte Gefahren

9600  Erweiterte Deckung für Gebäudetechnik

1.  Versicherte Sachen, Daten und Programme

1.1  Technische Gebäudebestandteile

1.1.1 � Maschinelle Einrichtungen, Anlagen und Geräte, die 
dauerhafte und integrale Bestandteile von Gebäu-
den sind.

Zu technischen Gebäudebestandteilen zählen insbeson-
dere Heizungsanlagen, Warmwasserbereiter, Klima
anlagen, Wasserpumpen, Wärmepumpen, Solarthermie-
anlagen, Gas- und Elektroanlagen, Aufzüge, Rolltreppen, 
Fensterreinigungsausstattung/-aufzüge, Notstromaggre-
gate, Fernsprechanlagen (ohne Endgeräte), 
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Klingelanlagen, Raumbelüftungsanlagen, 
Antennenanlagen und Einbruchmeldeanlagen.

1.1.2 � Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare 
Informationen), wenn sie vom Benutzer nicht aus-
wechselbar sind.

1.2 � Daten und Programme 
Daten und Programme sind keine Sachen. 

Versichert sind jedoch im Rahmen der technischen 
Gebäudebestandteile nach Nr. 1.1.2 die für die 
Grundfunktion der versicherten technischen Gebäu-
debestandteile notwendigen oder hierfür individuell 
erstellten Programme und Daten.

1.3 � Nicht versicherte Sachen, Daten und Programme 
Nicht versichert sind, soweit nicht etwas anderes 
vereinbart ist, 

1.3.1 � Ausmauerungen, Auskleidungen und Beschichtun-
gen von Öfen, Feuerungs- und sonstigen Erhit-
zungsanlagen, Dampferzeugern und Behältern, die 
während der Lebensdauer der versicherten Sachen 
erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt 
werden müssen;

1.3.2 � Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien 
und Arbeitsmittel;

1.3.3 � sonstige Teile, die während der Lebensdauer der 
versicherten Sachen erfahrungsgemäß mehrfach 
ausgewechselt werden müssen;

1.3.4  Wechseldatenträger;

1.3.5 � Sachen, die noch nicht betriebsfertig sind. 
Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach 
beendeter Erprobung und soweit vorgesehen nach 
beendetem Probebetrieb entweder zur Arbeitsauf-
nahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine 
spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unter-
bricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch 
während einer De- oder Remontage sowie während 
eines Transportes der Sache innerhalb des Versi-
cherungsortes;

1.3.6 � technische Gebäudebestandteile, die nicht 
Eigentum des Gebäudeeigentümers sind;

1.3.7 � Prototypen und technische Gebäudebestandteile, 
die Experimenten dienen;

1.3.8 � Stromerzeugungsanlagen, die teilweise oder 
vollständig der Stromversorgung dienen (z. B. 
Photovoltaikanlagen);

1.3.9 � Brennstoffzellen und deren Vorrichtung zur 
Sauerstofferzeugung;

1.3.10  Industrieöfen;

1.3.11  Luft- und Kabelkanäle sowie Rohrleitungen;

1.3.12  Erdtanks und Erdbehälter;

1.3.13 � Produktions- und Bearbeitungsmaschinen aller 
Art.

2. � Ergänzende Gefahren für technische Gebäude
bestandteile

2.1 � Begriff 
Ergänzende Gefahren für technische 
Gebäudebestandteile sind

2.1.1 � die unvorhergesehene Zerstörung oder die 
Beschädigung der technischen Gebäude
bestandteile (Nr. 1.1) sowie der versicherten Daten 
und Programme nach Nr. 1.2. Unvorhergesehen 
sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder 
seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorher
gesehen haben noch mit dem für die im Betrieb 
ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen 
hätten vorhersehen können, wobei nur grobe 
Fahrlässigkeit schadet und diese den Versicherer 
dazu berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen.

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für 
Sachschäden durch
a)	 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz 

Dritter;
b)	 Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
c)	 Kurzschluss, Überstrom, Überspannung infolge 

anderer Ursachen als durch Blitzschlag oder 
atmosphärische Elektrizität;

d)	 Versagen von Mess-, Regel- oder 
Sicherheitseinrichtungen;

e)	 �Schwelen, Glimmen, Sengen oder Glühen;
f)	 Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel;
g)	 Wasser, Feuchtigkeit;
h)	 Zerreißen infolge Fliehkraft;
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i)	 Überdruck, Unterdruck (nicht Implosion gemäß Teil A 
§ 5 b) Nr. 4.3 ABBGG 2008);

j)	 Frost oder Eisgang.

2.1.2 � das Abhandenkommen dieser Sachen durch 
Diebstahl. Diebstahl ist Bruch fremden 
Gewahrsams und Begründung eigenen 
Gewahrsams in der Absicht rechtswidriger 
Zueignung.

2.2 � Elektronische Bauelemente 
Entschädigung für elektronische Bauelemente 
(Bauteile) der versicherten Sache wird nur geleistet, 
wenn eine versicherte Gefahr nachweislich von 
außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall 
üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf die 
versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist 
dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden 
auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von 
außen zurückzuführen ist.

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten 
wird jedoch Entschädigung geleistet.

2.3 � Nicht versicherte Schäden 
Neben den in Teil A § 2 ABBGG 2008 genannten, nicht 
versicherten Gefahren und Schäden erstreckt sich 
die Versicherung ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen nicht auf

2.3.1 � Schäden, die nach Teil A § 1 Nr. 1 bis Nr. 6 ABBGG 
2008 und Teil B § 1 ABBGG 2008 (Feuer, 
Leitungswasser, Sturm, Hagel, Weitere 
Elementargefahren, Innere Unruhen, Böswillige 
Beschädigung, Streik oder Aussperrung, 
Fahrzeuganprall, Rauch, Überschalldruckwellen, 
Unbenannte Gefahren, Glasbruch) versicherbar 
sind;

2.3.2  Schäden durch
a)	 betriebsbedingte normale Abnutzung;
b)	 betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung;
c)	 korrosive Angriffe oder Abzehrungen;
d)	 übermäßigen Ansatz von Kesselstein, Schlamm oder 

sonstigen Ablagerungen; 

Die Ausschlüsse nach a) bis d) gelten nicht für benach-
barte Maschinenteile, die infolge eines solchen Schadens 
beschädigt werden und nicht auch ihrerseits aus 
Gründen gemäß a) bis d) bereits erneuerungsbedürftig 
waren; 

Die Ausschlüsse nach b) bis d) gelten ferner nicht in den 
Fällen von Nr. 2.1.1 a), b), d) und f); ob ein Konstruktions-
fehler vorliegt, wird nach dem Stand der Technik zur Zeit 
der Konstruktion beurteilt, bei Material oder Ausführungs-
fehlern nach dem Stand der Technik zur Zeit der Herstel-
lung, bei Bedienungsfehlern nach dem Stand der gelten-
den Bedienungs-/Wartungsvorschriften.

2.3.3 � Schäden durch Einsatz einer Sache, deren 
Reparaturbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Repräsentanten bekannt sein musste. 
Der Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn 
der Schaden nicht durch die Reparaturbedürftigkeit 
verursacht wurde oder wenn die Sache zur Zeit des 
Schadens mit Zustimmung des Versicherers 
wenigstens behelfsmäßig repariert war.

2.3.4 � Schäden, soweit für sie ein Dritter als Lieferant 
(Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder 
aus Reparaturauftrag einzutreten hat. Bestreitet 
der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der 
Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich 
nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter 
für den Schaden eintreten muss und bestreitet der 
Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer 
zunächst die bereits gezahlte Entschädigung. Der 
Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf 
Kosten und nach den Weisungen des Versicherers 
außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich 
geltend zu machen. Die Entschädigung ist 
zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer 
einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder 
soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer 
Schadenersatz leistet.

2.3.5 � Schäden an Transportbändern, Raupen, Kabeln,  
Stein- und Betonkübeln, Ketten, Seilen, Gurten, 
Riemen, Bürsten, Kardenbelägen, Bereifungen 
sowie Öl- oder Gasfüllungen, die Isolationszwecken 
dienen und Ölfüllungen von versicherten Turbinen, 
es sei denn, dass an anderen Teilen der versicherten 
Sache ein versicherter Schaden (Nr. 2.1) entstanden 
ist;

2.3.6 � Schäden durch Abhandenkommen; Nr. 2.1.2 bleibt 
unberührt;
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2.3.7 � Schäden durch den Verlust, die Veränderung oder 
die Nichtverfügbarkeit der Daten oder Programme 
durch Programme oder Dateien mit Schaden
funktion (z. B. Computerviren, -würmer, Trojanische 
Pferde) oder infolge unberechtigter Handlungen 
nach Eindringen in Computersysteme.

3.  Umfang der Entschädigung

3.1  Entschädigungsberechnung

3.1.1  Der Versicherer ersetzt
a)	 bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles 

abhanden gekommenen Sachen den 
Versicherungswert (Teil A § 7 ABBGG 2008) unmittelbar 
vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b)	 bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
zuzüglich einer durch den Versicherungsfall entstan-
denen und durch die Reparatur nicht auszugleichen-
den Wertminderung, höchstens jedoch den Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalles. 

Die Reparaturkosten werden gekürzt, soweit durch die 
Reparatur der Versicherungswert der Sache gegen-
über dem Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles erhöht wird.

3.1.2 � Abweichend von Nr. 3.1.1 ersetzt der Versicherer für 
Ergänzende Gefahren für technische 
Gebäudebestandteile:

a)	 maximal den Zeitwert, wenn für die versicherten 
Sachen serienmäßig erstellte Ersatzteile nicht mehr zu 
beziehen sind;

b)	 an Teilen nach Nr. 2.3.3, Akkumulatorenbatterien 
sowie Verbrennungsmotoren nur den Zeitwert (Teil A 
§ 7 Nr. 1 a) cc) ABBGG 2008) oder unter den dort 
genannten Voraussetzungen nur den gemeinen Wert 
(Teil A § 7 Nr. 1 a) dd) ABBGG 2008);

c)	 die Kosten für Teile gemäß Nr. 1.3.1, Nr. 1.3.2 und 
Nr. 1.3.3 jedoch unter Abzug einer Wertverbesserung 
und nur, wenn diese zur Wiederherstellung einer Sache 
beschädigt oder zerstört und deshalb erneuert 
werden müssen;

d)	 den Schaden nach Nr. 3.1.1, maximal jedoch den 
Neuwert;

e)	 an Zylinderköpfen, Zylinderbuchsen, einteiligen 
Kolben, Kolbenböden und Kolbenringen von Kolben-
maschinen den Schaden nach Nr. 3.1.1, maximal 
jedoch den Neuwert abzüglich 10 Prozent pro Jahr; 
höchstens jedoch 50 Prozent.

4.  Selbstbehalt
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vertraglich vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

5.  Entschädigungsgrenze
Die Entschädigung ist für Sachschäden und versicherte 
Kosten kombiniert auf den hierfür vereinbarten Betrag 
begrenzt (Entschädigungsgrenze).

6.  Subsidiäre Deckung
Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag 
Ersatz beanspruchen kann. 

7.  Bestands- und InnovationsGarantie (BIG)
a)	 Die Bestimmungen zur Bestands- und InnovationsGa-

rantie (BIG) finden abweichend
aa)	� nur Anwendung für die unter Teil A § 5 b) Ziffer 13 

Nr. 1 b) genannte Innovationsgarantie.
bb)	� innerhalb der Innovationsgarantie nur Anwen-

dung auf Gewerbe Gebäudeversicherungen bei 
Baloise.

b)	 Die Bestands- und Markt-Innovations-Garantie gem. 
Teil A § 5 b) Ziffer 13 Nr. 1 a) und c) gelten nicht verein-
bart.

c)	 �Die übrigen Bestimmungen gem. Teil A § 5 b) Ziffer 13 
Nr. 2 und 3 behalten unverändert Gültigkeit.

2.  Optionale Klauseln zu Teil B – Glasversicherung
Nachstehende optionale Klauseln gelten nur sofern sie 
vereinbart und im Versicherungsschein ausgewiesen 
sind.

0600 � Innere Unruhen und Erdbeben 
1.	 In Abweichung zu Teil B Glasversicherung § 2 Nr. 2 und 

§ 1 Nr. 2 b) cc) ABBGG 2008 leistet der Versicherer auch 
Ersatz für Schäden an versicherten Sachen durch Zer-
brechen die durch Innere Unruhen, insbesondere 
durch Landfriedensbruch sowie durch Erdbeben, 
verursacht werden. 

2.	 Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden gemäß 
Nr. 1 besteht nicht, soweit die Voraussetzungen für 
einen unmittelbaren oder subsidiären Schadenersatz-
anspruch auf Grund öffentlich-rechtlichen Entschädi-
gungsrechts gegeben sind.

3.	 �Der Versicherungsschutz gemäß Nr. 1 kann jederzeit 
gekündigt werden. Die Kündigung wird eine Woche 
nach Zugang wirksam. 
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0732 � Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen, 
transparente Glasmosaiken

Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus 
Glas bestehenden Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxal-
verglasungen oder von transparentem Glasmosaik nur, 
wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch 
Zerbrechen an der zugehörigen Scheibe vorliegt und ent-
weder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen 
oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden 
verursacht hat. Die Rahmen der Verglasungen sind nicht 
Gegenstand der Versicherung. 

0753  Werbeanlagen
1.	 Versichert sind die im Versicherungsvertrag näher 

bezeichneten Werbeanlagen, und zwar 
Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen), 
Firmenschilder, Transparente.

2.	 Der Versicherer leistet Ersatz
a)	 bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanla-

gen) für Schäden durch Zerbrechen der Röhren 
(Systeme) und an den übrigen Teilen der Anlage für 
alle Beschädigungen oder Zerstörungen, soweit sie 
nicht eine unmittelbare Folge der durch den 
Betrieb der Anlage verursachten Abnutzung sind;

b)	 bei Firmenschildern und Transparenten für 
Schäden durch Zerbrechen der Glas- und Kunst-
stoffteile. 
Schäden an Leuchtkörpern oder nicht aus Glas 
oder Kunststoff bestehenden Teilen (z. B. Metall-
konstruktion, Bemalung, Beschriftung, Kabel) sind 
mitversichert, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichti-
ger Schaden durch Zerbrechen am Glas oder 
Kunststoff vorliegt und entweder beide Schäden 
auf derselben Ursache beruhen oder der Schaden 
am Glas oder Kunststoff den anderen Schaden 
verursacht hat.

3.	 Abweichend von (Verweis Versicherte Gefahr) sind, 
soweit nichts anderes vereinbart ist, Schäden durch 
Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall eines 
Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, mit-
versichert.

4.	 Kosten für Farbangleichungen unbeschädigter 
Systeme oder für sonstige Änderungen oder Verbesse-
rungen sowie für Überholungen sind nicht entschädi-
gungspflichtig.

5.	 Wird anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an 
den übrigen Teilen der Anlage eine vorläufige Repara-
tur durch einen Nichtfachmann vorgenommen, so 
sind die Kosten hierfür sowie die daraus entstehenden 
Folgen vom Versicherungsnehmer zu tragen.
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